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Gemeinsame Planungsgrundlagen der Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2017 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
die Zielplanung für die Jobcenter wird auf der Grundlage eines dezentralen Planungsprozesses 

wie in den letzten Jahren fortgeführt. Zu Ihrer Information übersenden wir Ihnen den gemein-

samen Vorstandsbrief SGB II und SGB III der Bundesagentur für Arbeit (Anlage 1), den 

diesbezüglichen Teil A zur Planung des SGB II (Anlage 2) und Teil B zum SGB III (Anla-

ge 3) sowie den Planungskalender für das Jahr 2017 (Anlage 4). Die gemeinsamen Planungs-

grundlagen der Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2017, die von dem Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales, den Bundesländern, den kommunalen Spitzenverbänden und der 

Bundesagentur für Arbeit verabschiedet wurden, sind als Anlage 5 beigefügt. Des Weiteren 

ist der Leitfaden der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Steuerung SGB II“ für die dezentrale Ziel-

planung 2017 als Anlage 6 beigefügt.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 
Regina Offer 

 

Anlagen 
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Vorwort 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

das Geschäftsjahr 2016 hat uns vor außergewöhnliche Herausforderungen gestellt. Der Zu-
strom von Flüchtlingen ist das beherrschende Thema der politischen und gesellschaftlichen 
Diskussion. Von den Agenturen für Arbeit und Jobcentern erwarten sich Regierung und Be-
völkerung einen wesentlichen Beitrag zur Integration der Schutzsuchenden in die Gesell-
schaft. Gleichzeitig fordern die bisherigen Aufgaben die volle Aufmerksamkeit. Dieses Span-
nungsverhältnis haben Sie mit Professionalität und Einsatzbereitschaft gemeistert. Hierfür 
danken wir Ihnen herzlich! 

Es ist Ihnen gelungen, die Schutzsuchenden durch Angebote zur Sprachförderung, Aktivie-
rungsmaßnahmen und Qualifizierung in den Agenturen und Jobcentern auf dem Weg in den 
Arbeitsmarkt zu unterstützen. Darüber hinaus haben Sie durch eine Verstärkung der Investi-
tionen und Marktaktivitäten die Integration junger Menschen in den Arbeitsmarkt genauso 
wie den Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit vorangebracht. 

Auch für das kommende Geschäftsjahr bleibt es eine Herausforderung, die Integrations-
chancen möglichst vieler Kundinnen und Kunden zu verbessern und die zur Verfügung ste-
henden Eingliederungsmittel rechtzeitig und wirksam einzusetzen. Nach unserer aktuellen 
Einschätzung werden wir auch im Jahr 2017 über einen Budgetrahmen in beiden Rechts-
kreisen verfügen können, der zumindest auf dem Niveau des Jahres 2016 liegen wird. Be-
sondere Bedarfe für geflüchtete Menschen mit Schutzstatus werden angemessen in den 
Budgets eingeplant. 

Erfolge im Integrationsgeschäft sind auch bei günstigen Marktbedingungen kein Selbstläufer. 
Neben unseren Kundinnen und Kunden streben viele Zuwanderer und bislang nicht Erwerbs-
tätige eine Beschäftigung an. Für den deutschen Arbeitsmarkt ist dies eine wünschenswerte 
Entwicklung. Zugleich sind besondere Anstrengungen notwendig, die Kundinnen und Kun-
den in den Agenturen und Jobcentern am Markt zu platzieren. Dies wird das Jahr 2017 ge-
nauso prägen wie das laufende Jahr 2016. 

Auch für 2017 erwarten wir eine hohe Zahl an Zugängen von geflüchteten Menschen. Zudem 
stellt sich die Aufgabe, den geflüchteten Menschen, die ihre Integrationskurse abschließen, 
eine Anschlussperspektive ohne Zeitverzug zu bieten. Hierfür stehen uns ausreichend finan-
zielle Mittel und personelle Ressourcen zur Verfügung. In den Agenturen und Jobcentern 
kommt es darauf an, den reibungslosen Verlauf dieser Übergänge durch geeignete Angebo-
te sicherzustellen. 

Nach den Prognosen der Forschungsinstitute ist davon auszugehen, dass auch das kom-
mende Jahr günstige Bedingungen am Arbeitsmarkt bieten wird. Wir sehen daher die Chan-
ce, viele unserer Kundinnen und Kunden in Arbeit zu bringen. Daneben gibt es aber auch 
eine zunehmende Zahl an Kundinnen und Kunden, die einer besonderen Unterstützung be-
dürfen – durch Qualifizierung oder durch eine intensivierte Betreuung. Die Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit steht dabei im Mittelpunkt unserer Bemühungen.  
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Die Herausforderungen bleiben daher auch im Jahr 2017 groß. Wir sind davon überzeugt, 
dass wir gemeinsam mit unseren Partnern die anstehenden Aufgaben und die hohen Erwar-
tungen an die Agenturen und Jobcenter weiterhin gut erfüllen können.  

Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen Planungsprozess und einen guten Start in das neue 
Geschäftsjahr!        

        

 

 

 

Detlef Scheele   Frank-J. Weise       Raimund Becker 
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1. Handlungsfelder und operative Schwerpunkte 
 

Die geschäftspolitischen Handlungsfelder 2016 werden im Jahr 2017 fortgeführt; die 

möglichst schnelle und nachhaltige Integration in Arbeit hat neben der Vermeidung 

von Langzeitleistungsbezug weiterhin hohe Priorität. 
 

Die geschäftspolitischen Handlungsfelder werden auch 2017 mit Kontinuität weiterverfolgt. 

Sie werden auf regionaler Ebene im Hinblick auf die identifizierten Chancen und Risiken 

ausgestaltet. Die geschäftspolitischen Handlungsfelder sind eng mit den Zielen des SGB II 

verzahnt und können auch zur Erreichung von weiteren lokal vereinbarten kommunalen Zie-

len beitragen. Die Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt ist als Quer-

schnittsaufgabe in allen Handlungsfeldern durchgängig zu verfolgen. Die BA als Trägerin in 

der Grundsicherung und die gemeinsamen Einrichtungen sind gefordert, die anspruchsvollen 

Aufgaben in lokalen Netzwerken zu bearbeiten. Blaupausen sind hier insbesondere die Ju-

gendberufsagenturen, aber auch die vielerorts etablierten gemeinsamen Anlaufstellen für 

geflüchtete Menschen. Eine besondere Bedeutung wird im Jahr 2017 auf der Umsetzung 

ambitionierter Bildungs- und Aktivierungsprogramme der gemeinsamen Einrichtungen liegen. 

Hier gilt es, die gute personelle und finanzielle Ressourcenausstattung mit hoher arbeits-

marktlicher Wirkung von Jahresbeginn an zu nutzen. 

 
Abbildung 1: Geschäftspolitische Handlungsfelder 2017 
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Ein guter Einstieg in den Arbeitsmarkt gleich zu Beginn der Erwerbsbiographie ist die beste 

Versicherung, Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitleistungsbezug zu verhindern und 

dadurch langfristig unabhängig von Grundsicherungsleistungen zu leben. Jugendliche in 

den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt integrieren steht deshalb weiter im Fokus der Integ-

rationsarbeit. Eine enge Zusammenarbeit von Jobcentern und Agenturen für Arbeit, die eine 

fundierte und marktorientierte Berufsorientierung und –beratung, eine intensive Vermitt-

lungsarbeit und den Einsatz von Fördermöglichkeiten zur Stabilisierung von Ausbildungsver-

hältnissen berücksichtigt, soll den Einstieg von Jugendlichen in den Ausbildungs- und Ar-

beitsmarkt befördern. Einstiegsqualifizierung stellt hier ein bewährtes Instrument dar und 

sollte intensiv genutzt werden. Daneben gilt es, das Instrument „Assistierte Ausbildung“ ge-

zielt und verstärkt einzusetzen. Zudem soll Teilzeitberufsausbildung als alternatives Ausbil-

dungsmodell insbesondere für junge Eltern stärker genutzt werden und helfen, Ausbildungs-

abbrüche zu vermeiden. 

Die weiterhin guten Arbeitsmarktchancen sowie die zur Verfügung stehenden Fördermittel 

bieten noch Potenzial für Leistungssteigerungen zur Vermeidung und zum Abbau von Lang-

zeitarbeitslosigkeit und Langzeitleistungsbezug. Nach wie vor sind zwei Drittel der erwerbs-

fähigen Leistungsberechtigten im Langzeitleistungsbezug und fast die Hälfte der Arbeitslo-

sen in der Grundsicherung langzeitarbeitslos. Zur Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit 

ist es notwendig, die Chancen des Marktes zu nutzen und unsere Kunden nach Möglichkeit 

unmittelbar in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren (Work-first-Ansatz). Das Handlungsfeld 

„Langzeitleistungsbezieher/Langzeitarbeitslose aktivieren, qualifizieren und Integrati-

onschancen erhöhen“ bleibt die drängendste Herausforderung in der Grundsicherung. Die 

existenzsichernde und nachhaltige Integration von Langzeitleistungsbeziehern in den ersten 

Arbeitsmarkt und die Vermeidung von Langzeitleistungsbezug stellen weiterhin den beson-

deren Schwerpunkt der Steuerung und der Integrationsarbeit dar. Der gezielte Einsatz der 

zur Verfügung stehenden Fördermittel unterstützt die Aktivierung und Qualifizierung unserer 

Kundinnen und Kunden, nahtlos anschließende Aktivitäten zur Integration in den Arbeits-

markt haben hohe Priorität. Dazu zählen auch die zügige Identifizierung gesundheitlicher und 

behinderungsbedingter Eingliederungshemmnisse und die frühzeitige Einleitung von Rehabi-

litationsverfahren. Die weiterhin positive Marktentwicklung sollte genutzt werden, um Ar-

beitgeber zu erschließen und die Beschäftigungschancen für Kunden mit erschwertem 

Arbeitsmarktzugang zu verbessern. Neben der Deckung des Arbeitskräftebedarfs durch 

Integration von marktnahen Kunden gilt es vor allem auch die lokalen Chancen für Kundin-

nen und Kunden mit ungünstigeren Arbeitsmarktchancen, u.a. schwerbehinderte Menschen, 

geflüchtete Menschen oder Alleinerziehende, zu erschließen. Insbesondere der Arbeitskräf-

tebedarf kleiner und mittelständischer Unternehmer kann hier Beschäftigungspotenziale bie-

ten. Arbeitgeber und ihre Verbände sowie die Kammern sind aktiv in die regionale Netzwerk-

arbeit einzubinden. Auch die Umwandlung von „Minijobs“ in sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung bietet operative Ansatzpunkte.  

Eine abschlussorientierte Qualifizierung erhöht die Wahrscheinlichkeit, dauerhaft im Ar-

beitsmarkt Fuß zu fassen. „Kunden ohne Abschluss zu Fachkräften ausbilden und in 

den Markt integrieren“ bleibt daher ein wichtiger Ansatz zur Erhöhung der Integrations-
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chancen und zur Deckung des Fachkräftebedarfs. Aus diesem Grund wird die Initiative 

„Erstausbildung junger Erwachsener“ unter dem neuen Namen „Zukunftsstarter“ fortgesetzt. 

Eine gut gestaltete Prozesskette soll ausgehend von einer marktorientierten Bildungszielpla-

nung über die passgenaue Teilnehmerauswahl und -betreuung während der Maßnahme zu 

einem frühzeitigen Absolventenmanagement in die anschließende Arbeitsmarktintegration 

führen und so die getätigten Investitionen absichern. Für Menschen mit Migrationshinter-

grund soll in der Regel im Vorfeld einer Qualifizierung mindestens ein ausreichendes 

Sprachniveau (B1) nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen 

(GER) sichergestellt sein. Auch Ausbildungsmodelle wie Teilzeitberufsausbildungen, die 

Familienpflichten berücksichtigen, oder Teilqualifikationen, die schrittweise zu einem Ab-

schluss führen, sollten in den Blick genommen werden. 

Die Beratung und Unterstützung von geflüchteten Menschen wird die gemeinsamen Einrich-

tungen auch in 2017 vor besondere Herausforderungen stellen. Das Handlungsfeld Geflüch-

tete Menschen in Ausbildung und Arbeit integrieren setzt an den Aktivitäten im Rechts-

kreis SGB III an und beinhaltet auch den friktionsfreien Übergang zwischen den Rechtskrei-

sen. Für die Absolventen von Integrationskursen wird es in 2017 darauf ankommen, dass die 

Integration in Ausbildung und Arbeit gelingt. Die Grundlage bildet die frühzeitige Identifizie-

rung der Potenziale durch eine zügige Feststellung der Sprachkenntnisse und beruflichen 

Vorerfahrungen sowie die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse. Für die Menschen, 

die nach ihrer positiven Entscheidung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

neu in den gemeinsamen Einrichtungen ankommen, gilt es einen raschen Zugang in verbind-

liche und systematische Sprachförderung, die auch Elemente der aktiven Arbeitsmarktförde-

rung enthalten kann, zu gewährleisten. Auch für unsere Bestandskunden hat die Erweiterung 

der Sprachkompetenz maßgebende Bedeutung für ihre Qualifizierungsoptionen. Beratungs- 

und Förderansätze sollen dies berücksichtigen und die Möglichkeiten der Verpflichtung zu 

den Integrationskursen und der berufsbezogenen Deutschsprachförderung im Rahmen einer 

Eingliederungsvereinbarung nutzen. Um den Prozess zur Integration in Ausbildung oder Ar-

beit erfolgreich gestalten zu können, ist es unerlässlich, die Beiträge aller Netzwerkpartner 

aktiv einzufordern. Für diese Personengruppe gilt es ebenfalls, den Grundsatz des Work-

first-Ansatzes zu verfolgen. Eine wirkungsvolle arbeitsmarktliche und gesellschaftliche In-

tegration wird am ehesten durch eine – wenn auch zunächst einfache – berufliche Tätigkeit 

und damit auch die Teilhabe an der Arbeitsgesellschaft erreicht. Dabei müssen auch weibli-

che Flüchtlinge von Anfang an in die Förderungs- und Integrationsprozesse eingebunden 

werden. Berufliche Qualifizierungen für geflüchtete Menschen können auch im Rahmen einer 

Beschäftigung durch Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) und Arbeitsentgeltzu-

schuss unterstützt werden. 

Das Handlungsfeld „Rechtmäßigkeit und Qualität der operativen Umsetzung sicherstel-

len“ bleibt vor dem Hintergrund der Befunde aus der operativen Umsetzung sowie regelmä-

ßiger Feststellungen der Prüfinstanzen ein wichtiges Handlungsfeld im Bereich der Grundsi-

cherung und gewinnt in Anbetracht ausbleibender Qualitätsfortschritte zunehmend an Be-

deutung. Insbesondere eine strukturierte, systematische und an Risiken orientierte Fachauf-

sicht über alle Ebenen (JC, AA, RD, Z), die gewährleistet, dass die dabei gewonnenen Er-
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kenntnisse in einen nachhaltigen Verbesserungsprozess münden, ist für die Qualität in der 

operativen Umsetzung von besonderer Bedeutung. 

Die Priorisierung der einzelnen Schwerpunkte soll entsprechend der unterschiedlichen Prob-

lemlagen vor Ort erfolgen. Die Forcierung der Integrationsarbeit mit Langzeitarbeitslo-

sen und Menschen mit erschwertem Arbeitsmarktzugang sollte zu mehr Beschäfti-

gung dieser Personengruppen am ersten Arbeitsmarkt führen. Übergänge in Langzeit-

arbeitslosigkeit sollen vermieden werden. Die Aktivitäten von Jobcentern und Agenturen 

müssen gerade in diesem Bereich systematisch verzahnt werden. Die Regionaldirektionen 

werden gebeten, ihre Mittelfristplanung zu den operativen Schwerpunkten Langzeitarbeitslo-

se und schwerbehinderte Menschen zu aktualisieren und bis zum Jahr 2019 zu verlängern. 
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2. Zielsystem 

Das Zielsystem der BA umfasst die gemeinsamen Steuerungsziele und spezifische 

Qualitätskennzahlen. 
 

Das Zielsystem der Grundsicherung besteht für das Jahr 2017 weitgehend unverändert fort.  

2.1  Gemeinsame Steuerungsziele (gemäß § 48b SGB II) 

In Ableitung aus § 1 SGB II i.V.m. § 48a SGB II sind für die Zielvereinbarungen nach § 48b 

SGB II im Aufgabenbereich der BA die Steuerungsziele „Verringerung der Hilfebedürftig-

keit“, „Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit“ und „Vermeidung von langfristigem 

Leistungsbezug“ maßgeblich. Sie werden durch die Zielindikatoren „Summe der Leistungen 

zum Lebensunterhalt“, „Integrationsquote“ und „Veränderung des Bestands an Langzeitleis-

tungsbeziehern“ beschrieben.  

2.2  Monitoring zu qualitativen Indikatoren 

Die Entwicklung der Zahl der Leistungsbezieher und der Ausgaben für passive Leistungen 

wird nicht nur durch die Anzahl, sondern auch durch die Qualität der Integrationen beein-

flusst. Um qualitative Aspekte der Integrationsarbeit stärker in den Blickpunkt der Steuerung 

zu rücken, wurde 2016 ein Monitoring zu vier ausgewählten Analysegrößen eingeführt: 

Nachhaltigkeit der Integrationen (6 Monate kontinuierlich beschäftigt), Anteil der bedarfsde-

ckenden Integrationen, Integrationsquote der Langzeitleistungsbezieher, Bestand an Lang-

zeitleistungsbeziehern mit Verweildauer von mindestens vier Jahren. Dieses Monitoring wird 

im Jahr 2017 fortgeführt. Die genannten vier Kennzahlen stehen neben den Zielindikatoren 

im Mittelpunkt der Steuerung und sollen in den Performancedialogen berücksichtigt werden.  

2.3  Qualitätskennzahlen 

Das einheitliche System zur Zielsteuerung wird durch die BA für ihren Verantwortungsbe-

reich wie bislang um qualitätsbezogene Elemente erweitert. Eine gute Qualität der Aufga-

benwahrnehmung wirkt sich positiv auf die Zielerreichung aus. Die Qualitätskennzahlen bil-

den Ergebnis- und Prozessqualität in den gemeinsamen Einrichtungen ab und werden in 

die Zielnachhaltung und Steuerung einbezogen, jedoch nicht separat beplant.  

Im Jahr 2017 wird je Halbjahr eine Kundenbefragung durchgeführt, deren Ergebnisse über 

den Index aus Kundenzufriedenheit in Schulnotensystematik abgebildet werden. Auf die 

Festlegung eines Zielwertes wird verzichtet. Die Einbindung in den Prozess der Zielnachhal-

tung erfolgt im Wege des Monitorings. 

Als übergeordnete Kennzahl zur Abbildung der Prozesse in den gE wird der Index aus Pro-

zessqualität herangezogen. Wie in den Vorjahren umfasst er als Teilgrößen die Kennzahlen 

„Bearbeitungsdauer“, „Erstberatung Ü25“, „Erstberatung U25“, „Angebot U25“ und „Einglie-

derungsvereinbarung im Bestand“. Jede der fünf Kennzahlen fließt mit 20% in den Index ein. 

Die Zielwerte für die genannten Kennzahlen bleiben gegenüber 2016 unverändert (durch-

schnittliche Bearbeitungsdauer: 14 Arbeitstage, Erstberatung Ü25 und U25: jeweils 80% in-

nerhalb von 15 Arbeitstagen, Angebot U25: 80% innerhalb von 30 Arbeitstagen). 
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3. Planungsdurchführung und -inhalte 
 

Die Planung und Steuerung erfolgt in einer bundeseinheitlichen Systematik; durch die 

BA werden im Rahmen ihrer Trägerverantwortung spezifische Elemente der Steuerung 

konkretisiert. 
2  

3.1  Lokales Planungsdokument 

Die lokalen Planungsdokumente der gemeinsamen Einrichtungen sind die Grundlage der 

Planung und Zielnachhaltung 2017. In ihren lokalen Planungsdokumenten analysieren die 

Jobcenter Arbeitsmarkt und Kundenstruktur, personelle und finanzielle Ressourcen sowie 

interne Verbesserungspotenziale. Auf dieser Basis entwickeln sie adäquate operative 

Schwerpunkte und konkrete Maßnahmen und formulieren angemessene und ambitionierte 

Ziele für die Integrationsquote und die Veränderung des Bestands an Langzeitleistungsbe-

ziehern.  

Die frühzeitige Veröffentlichung der Gemeinsamen Planungsgrundlagen und des Vorstands-

briefs zur Planung stellt sicher, dass die Jobcenter genügend Zeit für die Planung 2017 ha-

ben. Dies ermöglicht eine umfassende Einbeziehung der Teams und ihrer fachlichen Ein-

schätzungen in den Planungsprozess. 

Bei der Erstellung des lokalen Planungsdokuments sind die Träger BA und Kommune ein-

zubeziehen. Die Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (BCA) in den ge-

meinsamen Einrichtungen sind gleichfalls frühzeitig und angemessen zu beteiligen, insbe-

sondere in Fragen zur Erhöhung der Erwerbschancen von Frauen, zur Verbesserung der 

Beschäftigungsmöglichkeiten von Alleinerziehenden und Erziehenden sowie weiblichen Ge-

flüchteten, der Ansprache von Kundinnen und Kunden gemäß § 10 SGB II, der Förderung 

von Teilzeitberufsausbildung von Frauen und Männern mit Familienpflichten (Kinderbetreu-

ung und Pflege von Angehörigen) sowie in Fragen der Umwandlung von Minijobs in sozial-

versicherungspflichtige Beschäftigung und der familienorientierten Personalpolitik für Arbeit-

geber. Die operativen Überlegungen sowie die wesentlichen Inhalte des lokalen Planungs-

dokuments sollten darüber hinaus auch in den örtlichen Beiräten vorgestellt werden. 

3.2  Zielwerte 

Die Zielindikatoren „Integrationsquote“ und „Veränderung des Bestands an Langzeit-

leistungsbeziehern“ werden sowohl durch Zielwerte als auch durch ein qualitatives Monito-

ring gesteuert. Zur Bestimmung der Zielwerte der Jobcenter wird für die beiden Zielindikato-

ren eine dezentrale Planung durchgeführt. Die von den gemeinsamen Einrichtungen gemel-

deten Werte werden anschließend von den Regionaldirektionen geprüft, bei unplausiblen 

Werten werden Gespräche zur fachlichen Plausibilität und ggf. zur Anpassung der Angebote 

geführt (Gegenstromverfahren). Die Zielwerte fließen in die gesetzlich vorgeschriebenen 

Zielvereinbarungen nach § 48b SGB II und in die Zielvereinbarungen im Kontext des Leis-

tungs- und Entwicklungsdialogs (LEDi) für den Verantwortungsbereich der BA ein. 
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Bei der Integrationsquote wird ein Zielwert für die Integrationsquote gesamt (bezogen auf 

alle erwerbsfähigen Leistungsberechtigten) vereinbart; die Integrationsquote gesamt ist für 

Ziel 2 die führende Größe in der Planung und Zielnachhaltung. Ergänzend wird in der Pla-

nung eine differenzierte Betrachtung (Integrationsquote gesamt; Integrationsquote ohne 

Asyl/Flucht; Integrationsquote Asyl/Flucht) vorgenommen, die bei der Interpretation der Ent-

wicklung der Integrationsquote im Jahr 2017 helfen soll. Auf diese Weise wird es z.B. mög-

lich sein, die Gründe für Zielverfehlungen bei der Integrationsquote besser zu identifizieren. 

Zur besseren Einschätzung der Entwicklung der Integrationsquote wird in der zweiten Sep-

temberhälfte eine aktualisierte Fassung des Chancenmodells für die Integrationsquote 

SGB II zur Verfügung gestellt. 

Die gE werden bei der Entwicklung der Angebotswerte durch die Agenturen für Arbeit me-

thodisch und inhaltlich beraten. Während der Planungsphase vom 29.08.2016 bis zum 

18.11.2016 sind im Rahmen des Planungsdialogs zwischen gE und AA angemessene und 

ambitionierte Zielstellungen für das Folgejahr anzustreben. Die Abstimmung zwischen der 

gE und dem Träger BA ist vor der Eintragung der Angebote in das System TN-Planning 

durchzuführen.  

Für die „Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt“ werden keine Zielwerte verein-

bart, sodass der Indikator nicht Gegenstand der Planung ist und ausschließlich über ein Mo-

nitoring in die Zielnachhaltung eingebunden wird. Im Rahmen des Monitorings wird die BA 

für die „Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt“ einen Prognosewert ermitteln. Dabei 

wird wie in den Vorjahren die Planung der Jobcenter zur Entwicklung der Zahl der erwerbs-

fähigen Leistungsberechtigten zugrunde gelegt. Der Prognosewert gibt Aufschluss über die 

rechnerisch zu erwartende Entwicklung dieser Kennzahl zum Zeitpunkt der Planung und 

lässt abweichende Entwicklungen sichtbar werden. Über das qualitative Monitoring sollen 

Abweichungen besprochen und geeignete Maßnahmen zur Einhaltung bzw. Unterschreitung 

der Prognosewerte festgelegt werden. 

Der Prognosewert für die „Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt“ ist nicht Teil der 

Zielvereinbarung nach § 48b SGB II, findet jedoch sowohl im Rahmen der Zielvereinbarun-

gen für die Beschäftigten der BA als auch für die Zielnachhaltung im Rahmen des qualitati-

ven Monitorings Berücksichtigung. Es wird davon ausgegangen, dass die gemeinsamen Ein-

richtungen mit ihren Maßnahmen dazu beitragen, die Abhängigkeit von Leistungen der 

Grundsicherung durch fachlich gute Integrationsarbeit entsprechend zu reduzieren. 

Für die Bewertung der Geschäftsergebnisse werden Zielabweichungen und im Rahmen des 

Monitorings Vergleiche von Ist-Ergebnissen und Vorjahresveränderungen genutzt. In die 

Betrachtung werden die Organisationsebenen in der Grundsicherung (Jobcenter, Arbeitsa-

genturen und Regionaldirektionen) sowie Vergleiche innerhalb der SGB II-Typen und der 

Bundesländer einbezogen. Zudem zieht die BA im Rahmen der Zielnachhaltung für die drei 

Steuerungsziele nach § 48b SGB II Quartalsprognosen heran, welche die Entwicklung der 
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Zielindikatoren bis Jahresende darstellen und so frühzeitige Steuerungsaktivitäten 

ermöglichen.  

Der Abschluss der Zielvereinbarungen und die Zielnachhaltung erfolgen im Verantwortungs-

bereich der BA auf Basis von Daten ohne Wartezeit (vgl. Gemeinsame Planungsgrundlagen, 

S. 13). 

3.3  Mittelfristziel für den Bestand der Langzeitleistungsbezieher (optional) 

Viele Kundinnen und Kunden der Grundsicherung sind auf eine kontinuierliche Unterstützung 

der Jobcenter über mehrere Jahre angewiesen, um den Weg in eine Beschäftigung zu fin-

den. Dies gilt vor allem für die Langzeitleistungsbezieher/innen. Deshalb erscheint es sinn-

voll, Strategie und Handlungsansätze zur Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug 

mittelfristig zu planen. Der dezentrale Planungsprozess bietet die Möglichkeit, eine mehrjäh-

rige Planung insbesondere zu Ziel 3 vorzunehmen (vgl. Gemeinsame Planungsgrundlagen, 

S. 8). 

Die BA empfiehlt den gemeinsamen Einrichtungen, ergänzend zu ihrer Planung für das Jahr 

2017 eine Mittelfristplanung für die Veränderung des Bestands an Langzeitleistungsbezie-

hern zu entwickeln. Dies erfolgt auf freiwilliger Basis. Diejenigen Jobcenter, die sich bereits 

im vergangenen Jahr ein mittelfristiges Ziel für 2018 gesetzt haben, sollten die bestehende 

Planung für die Jahre bis 2018 überprüfen und gegebenenfalls - wenn sich die Rahmenbe-

dingungen deutlich verändert haben - aktualisieren. Den übrigen Jobcentern wird empfohlen, 

eine Mittelfristplanung für den Zeitraum bis 2019 zu formulieren.  

Gemeinsame Einrichtungen, die sich ein mehrjähriges Ziel setzen (prozentuale Veränderung 

des Bestands von 2016 bis 2019), sollten die mittelfristigen Strategien und Handlungsansät-

ze zur Verringerung des Langzeitleistungsbezugs in ihren lokalen Planungsdokumenten be-

schreiben. Die mehrjährige Planung wird bei der Plausibilisierung des Angebotswerts 2017 

für die Veränderung des Bestands an Langzeitleistungsbeziehern berücksichtigt.  

Die Erfassung der Mittelfristziele erfolgt durch die Regionaldirektionen in einem Excel-Format 

außerhalb von TN-Planning. 
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4. Finanzielle und personelle Rahmenbedingungen für die Planung 

Eintritts-, Budget- und Zielplanung sind aufeinander abgestimmt. 
5.  

4.1 Budget- und Eintrittsplanung 

Die Planung der Eintritte in arbeitsmarktpolitische Fördermaßnahmen und des entsprechen-

den Budgeteinsatzes spiegelt die geschäftspolitischen Handlungsfelder der Grundsicherung 

und deren lokale Priorisierung wider. Die im lokalen Planungsdokument beschriebenen ope-

rativen Schwerpunkte werden mit der Förderplanung konkretisiert. Diese wird dadurch auch 

zu einem wesentlichen Bestandteil des Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms. Dabei 

sollen auch die kommunalen Eingliederungsleistungen in die Planung mit einbezogen wer-

den. Ausgangspunkt der Eintritts- und Budgetplanung sind die erwartete Marktsituation und 

Ressourcenausstattung sowie die Kundenstruktur. 

Die Finanzausstattung definiert den Rahmen, um die arbeitsmarktbezogenen und gesell-

schaftlichen Aufgaben wirtschaftlich und wirkungsvoll zu erfüllen. Die Schätzwerte zu den 

voraussichtlichen Haushaltsmitteln 2017 für die Eingliederungsleistungen und das Verwal-

tungsbudget sind im Intranet veröffentlicht.1 Anhand dieser Orientierungshilfe sowie auf der 

Basis der zu erwartenden Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt, der Bewertung der eigenen 

Ressourcen und der Erwartungen im Hinblick auf die Steuerungsziele können die lokalen 

Planungsdokumente und darauf aufbauend die Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramme für 

das Jahr 2017 erstellt werden. 

Bei der Planung des Einsatzes der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ist der BfdH zu 

beteiligen (§ 44f Abs. 3 SGB II). Die Vorgaben der BHO und der HBest sind zu beachten. 

4.2 Verwaltungskostenplanung 

Die Planung des Verwaltungsbudgets ist in die Zeitschiene der Eintritts- und Budgetplanung 

eingebettet. Sie beginnt Ende September und wird Mitte November 2016 abgeschlossen. Die 

Dokumente zur Planung stehen im Intranet2 ab Mitte September 2016 zur Verfügung. 
 

4.3 Personelle Rahmenbedingungen 

Grundsätzlich werden die Stellenpläne der gemeinsamen Einrichtungen fortgeschrieben. 

Über Anpassungen wird im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens für 2017 ent-

schieden. 

Die Bedarfe infolge von „Flucht & Asyl“ werden auf Basis der Zugangserwartung 2016 und 

2017 sowie unter Berücksichtigung der aktuellen Betreuungsschlüssel veranschlagt. 

  

                                                
1 https://www.baintranet.de/aktuelles/controlling/sgb_ii/planung/003/003/Seiten/default.aspx 
2 https://www.baintranet.de/aktuelles/controlling/sgb_ii/planung/003/004/Seiten/default.aspx 

https://www.baintranet.de/aktuelles/controlling/sgb_ii/planung/003/003/Seiten/default.aspx
https://www.baintranet.de/aktuelles/controlling/sgb_ii/planung/003/004/Seiten/default.aspx


 
Bundesagentur für Arbeit   29.08.2016 
Zentrale   

Gemeinsamer Vorstandsbrief SGB II und SGB III – Planung Geschäftsjahr 2017 | Teil A – SGB II 11 

5. Zeitplan Planungsprozess 

Der Planungsprozess innerhalb der BA beginnt am 29. August und endet am 23. De-

zember. Danach folgt die Zielvereinbarung mit dem BMAS.   
6.  

Der Planungsprozess für das Jahr 2017 beginnt mit dem Versand der Gemeinsamen Pla-
nungsgrundlagen und des konkretisierenden Vorstandsbriefs am 29. August 2016. Weitere 
wichtige Stationen sind die folgenden Eckdaten (siehe auch Anlage Planungskalender): 

 Die Jobcenter melden ihre Angebotswerte bis zum 18. November 2016.  

 Die Regionaldirektionen schließen ihre Plausibilisierung der Angebotswerte am 9. De-

zember 2016 ab.  

 Der Vorstand entscheidet am 13. Dezember 2016 über die Annahme der Angebotswerte. 

Gegebenenfalls sind vom 14. Dezember bis zum 23. Dezember 2016 Nachverhandlun-

gen zu führen.  

Nach Abschluss der Planung in der BA werden die Angebotswerte an das BMAS übermittelt. 
Die Zielvereinbarung zwischen BMAS und BA und die Zielvereinbarungen zwischen Agentu-
ren für Arbeit und gemeinsamen Einrichtungen sollen möglichst frühzeitig im Jahr 2017 ab-
geschlossen werden. 

Nähere Informationen zum zeitlichen und technischen Ablauf finden sich im Leitdokument 
zur Planung 2017. 
 

 
Abbildung 2: Planungskalender 
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1.  Geschäftspolitische Handlungsfelder 

Die geschäftspolitischen Handlungsfelder haben im Jahr 2017 weiter Bestand. Die 

schnellstmögliche Arbeitsaufnahme unserer Kundinnen und Kunden ist handlungslei-

tend. Die Integration geflüchteter Menschen in Ausbildung und Arbeit hat weiterhin 

neben dem Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit hohe Priorität.  

 

Erfolgreiche lokale Strategien zur Umsetzung der geschäftspolitischen Handlungsfelder ba-

sieren auf fundierten Analysen der Ausgangssituation. Die Regionaldirektionen und Agentu-

ren untersuchen ihr Umfeld auf Chancen und Risiken und identifizieren Stärken und Hand-

lungsbedarfe. Dabei ist das Prinzip der Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeits-

markt durchgängig zu berücksichtigen. Die Dienststellen der BA nutzen die aufgebauten 

Netzwerkstrukturen, um mit den kommunalen Partnern und lokalen Akteuren integrationsför-

dernde Strategien zu erarbeiten und umzusetzen. Sie binden in diesem Kontext das Poten-

zial der geflüchteten Menschen in das Arbeitsmarktgeschehen ein. Die an vielen Standorten 

eingerichteten Jugendberufsagenturen und gemeinsamen Anlaufstellen für geflüchtete Men-

schen sind gute Beispiele für eine zielorientierte und verbindliche Netzwerkarbeit. Eine be-

sondere Bedeutung wird im Jahr 2017 auf der Umsetzung ambitionierter Bildungs- und Akti-

vierungsprogramme der Agenturen liegen. Hier gilt es, die gute personelle und finanzielle 

Ressourcenausstattung von Jahresbeginn an für eine hohe arbeitsmarktliche Wirkung zu 

nutzen. 

Die sechs geschäftspolitischen Handlungsfelder werden der Marktentwicklung angepasst 

und im Kern in 2017 fortgeführt: 

1. Junge Menschen in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt integrieren  

2. Langzeitarbeitslosigkeit vermeiden, Langzeitarbeitslose aktivieren, qualifizieren und In-

tegrationschancen erhöhen   

3. Marktentwicklung nutzen, Arbeitgeber erschließen und Beschäftigungschancen für Kun-

dinnen und Kunden mit erschwertem Arbeitsmarktzugang verbessern  

4. Kundinnen und Kunden ohne Ausbildung zu Fachkräften ausbilden und integrieren  

5. Geflüchtete Menschen in Ausbildung und Arbeit integrieren 

6. Rechtmäßigkeit und Qualität der operativen Umsetzung sicherstellen 

Aufgrund des unterschiedlichen Zusammenspiels von Bevölkerungsentwicklung und Wirt-

schaftsstruktur werden die regionalen Disparitäten auf dem Ausbildungsmarkt zunehmen. 

Die Besetzung von Ausbildungsstellen wird dadurch in Teilbereichen schwieriger. In diesem 

Zusammenhang gilt es, allen jungen Menschen die Teilhabe am beruflichen Bildungssystem 

durch eine neigungs- und marktorientierte Berufsorientierung und -beratung zu ermöglichen. 

Aufgabe der Berufsberatung ist es in diesem Zusammenhang auch, jungen Menschen mit 

einer Hochschulzugangsberechtigung die Chancen und Möglichkeiten einer Ausbildung im 

dualen System aufzuzeigen, gegenüber einer akademischen Laufbahn abzuwägen und Ver-

knüpfungsmöglichkeiten transparent zu machen. Mädchen sind vor allem die Chancen in 

MINT-Ausbildungsberufen aufzuzeigen und Jungen über Ausbildungsmöglichkeiten im sozia-

len Bereich zu informieren. 
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Für junge Menschen mit erschwerten Vermittlungsperspektiven leisten die Agenturen durch 

gute Beratung einen Beitrag dazu, alle Leistungspotenziale  dieses Personenkreises zu er-

schließen. In der Arbeitsmarktberatung gilt es, Arbeitgeber verstärkt davon zu überzeugen, 

Bewerberinnen und Bewerber mit bisher ungünstigeren Voraussetzungen zu berücksichti-

gen. Dem bewährten Instrument der Einstiegsqualifizierung kommt dabei eine wachsende 

Bedeutung zu. Es kann insbesondere in Betrieben mit schwer zu besetzenden Ausbildungs-

stellen den Vermittlungsprozess unterstützen. Auch sollte die Möglichkeit der Teilzeitberufs-

ausbildung bei Frauen und Männern mit Familienpflichten (Kinderbetreuung und Pflege An-

gehöriger) in Betracht gezogen werden. Diese kann präventiv wirken und Ausbildungsabbrü-

che vermeiden helfen.  

Auch in 2017 wirken die Regionaldirektionen und Agenturen darauf hin, dass die Verpflich-

tungen aus der Allianz für Aus- und Weiterbildung umgesetzt werden. Zur Unterstützung be-

nachteiligter junger Menschen wird das Instrument „Assistierte Ausbildung“ verstärkt einge-

setzt.  

Die Forcierung der Integrationsarbeit mit Langzeitarbeitslosen und Menschen mit er-

schwertem Arbeitsmarktzugang soll zu mehr Beschäftigung dieser Personengruppen 

am ersten Arbeitsmarkt führen. Übergänge in Langzeitarbeitslosigkeit sollen vermieden 

und die Aktivitäten der Agenturen gerade in diesem Bereich systematisch gebündelt werden. 

Bei nachhaltig guter Beschäftigungslage gilt es, die Kerntätigkeiten Beratung und Vermittlung 

weiter auszubauen. Im Jahr 2016 ist es bereits gelungen, Kundinnen und Kunden frühzeiti-

ger zu aktivieren und damit einen längeren Verbleib in der Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Die 

frühestmögliche und zugleich nachhaltige Arbeitsaufnahme ist auch 2017 handlungsleitend. 

Dem stärkenorientierten Profiling, der bewerberorientierten Stellenakquise und Vermittlung 

sowie dem verstärkten Einsatz beschäftigungsbegleitender Leistungen kommt dabei eine 

besondere Rolle zu.  

Der wachsende Anteil von Kundinnen und Kunden mit erschwertem Arbeitsmarktzugang 

verlangt dabei, die jeweiligen Integrationshemmnisse schnell zu identifizieren und die not-

wendigen Unterstützungsmaßnahmen zügig einzuleiten. Im Hinblick auf die gute Arbeits-

marktlage kommt der Einhaltung des Vermittlungsvorrangs auch im Verhältnis zu den sons-

tigen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung eine stärkere Bedeutung zu, es sei denn, der 

Instrumenteneinsatz ist für eine dauerhafte Eingliederung erforderlich. (insbesondere ab-

schlussorientierte Qualifizierungen sowie Leistungen zur beruflichen Teilhabe von Menschen 

mit Behinderung und von Behinderung bedrohter Menschen). 

Kundinnen und Kunden ohne Ausbildung oder ausreichende Kenntnisse sind signifikant 

stärker von Arbeitslosigkeit betroffen. Das Risiko dieser Personengruppe nach Aufnahme 

einer Beschäftigung wieder arbeitslos zu werden, ist deutlich erhöht. Aus diesem Grund wird 

die Initiative „Erstausbildung junger Erwachsener“ unter dem Namen „Zukunftsstarter“ fort-

gesetzt. Die Dienststellen der BA setzen die bereits erfolgreich eingeleiteten Bemühungen 

fort, durch passgenaue und bedarfsorientierte Qualifizierung für mehr Kundinnen und Kun-

den die Chancen auf eine dauerhafte und nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt zu 

erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist eine an den vorhersehbaren Entwicklungen des 

Arbeitsmarktes ausgerichtete Berufszielplanung erforderlich. Eine passgenaue Teilnehmer-

auswahl und die Betreuung der Teilnehmenden während der Maßnahme sowie ein frühzeitig 
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einsetzendes und stringentes Absolventenmanagement, das die Integrationsverantwortung 

der Träger mit einbezieht, sind wesentliche Faktoren für den Maßnahme- und Integrationser-

folg. 

Das strukturelle Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt wird größer. Dies führt zu einem Anstieg 

der Vermittlungsaufträge von Unternehmen sowie steigenden Vakanzzeiten bei den zu be-

setzenden Stellen. Im Rahmen der Arbeitsmarkt- und Qualifizierungsberatung unterstützen 

wir unsere Arbeitgeberkunden deshalb, alternative Rekrutierungs- und Besetzungsstrategien 

zu entwickeln, um ihren Personalbedarf trotz knapper werdendem Bewerberpotenzial kurz- 

und mittelfristig decken zu können. Dieses Beratungsangebot wird insbesondere kleineren 

und mittelständischen Unternehmen mit schwer besetzbaren Arbeits- und Ausbildungsstellen 

unterbreitet. Auf diesem Weg können gleichzeitig Beschäftigungsmöglichkeiten für nicht 

marktnahe Kunden erschlossen werden. Die enge, kontinuierliche Zusammenarbeit mit Ar-

beitgeberkunden und deren Vertrauen in die Dienstleistungen der BA sichern einen hohen 

Einschaltungsgrad in Stellenbesetzungsprozesse am Markt als wesentliche Voraussetzung 

für erfolgreiche Integrationsarbeit. 

Das Handlungsfeld „Rechtmäßigkeit und Qualität der operativen Umsetzung sicherstel-

len“ bleibt vor dem Hintergrund der Befunde aus der operativen Umsetzung sowie regelmä-

ßiger Feststellungen der Prüfinstanzen ein wichtiges Handlungsfeld im Bereich der Arbeits-

losenversicherung und gewinnt in Anbetracht ausbleibender Qualitätsfortschritte zunehmend 

an Bedeutung. Insbesondere eine strukturierte, systematische und an Risiken orientierte 

Fachaufsicht über alle Ebenen (Agenturen, Regionaldirektionen, Zentrale), die gewährleistet, 

dass die dabei gewonnenen Erkenntnisse in einen nachhaltigen Verbesserungsprozess 

münden, ist für die Qualität in der operativen Umsetzung von besonderer Bedeutung. 

Die Zahl der geflüchteten Menschen hat sich in 2016 konsolidiert. Gemeinsam aufgesetzte 

Prozesse der unterschiedlichen Bundes- und Landesbehörden ermöglichen den schnelleren 

und zielgerichteten Zugang geflüchteter Menschen in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

Eine Integration erfordert dabei zwingend Sprachkenntnisse und Kenntnisse über die Spezi-

fika des deutschen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes. Hierbei gilt es, auch Bestandskunden 

mit unzureichenden deutschen Sprachkenntnissen in die Kompetenzentwicklung einzube-

ziehen.  

Vorrangige Aufgabe der Agenturen ist es, in enger Zusammenarbeit mit den kommunalen 

Partnern und lokalen Akteuren frühestmöglich in den Kontakt mit geflüchteten Menschen zu 

treten, um zeitnah deren berufliche Kompetenzen zu erheben und einen schnellen Eintritt in 

Integrations- und berufsbezogene Sprachkurse zu unterstützen sowie einen nahtlosen und 

friktionsfreien Übergang in die Betreuung der Träger der Grundsicherung sicherzustellen. Die 

zügige Integration in Ausbildung und Arbeit ist nach der obligatorischen Teilnahme an 

Sprach- und Integrationskursen vorrangiges Ziel der Beratungs- und Vermittlungsarbeit der 

Agenturen. Marktgerechte berufliche Qualifizierungen können erst nach dem Erwerb ausrei-

chender Sprachkenntnisse (in der Regel mindestens B1) begonnen werden und sollten nach 

Möglichkeit innerhalb von bestehenden Arbeitsverhältnissen erfolgen. Dessen ungeachtet 

gilt auch für diese Kundinnen und Kunden der Work-first-Ansatz. Weibliche Flüchtlinge sind 

von Anfang an in die Qualifizierungs- und Integrationsprozesse einzubeziehen. 
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2. Zielsystem 

Das Zielsystem der Bundesagentur für Arbeit umfasst die gemeinsamen Steuerungs-

ziele. Es gelten weitgehend die gleichen operativen und personalorientierten Indikato-

ren wie im Vorjahr. 

 

2.1 Operatives Zielsystem und Gesamtindex 

Das operative Zielsystem SGB III und seine Indikatoren bleiben 2017 weitgehend konstant. 

Die 2016 befristet eingeführte Integrationsquote ohne Asyl/Flucht wird jedoch wieder durch 

die aus den Vorjahren bekannte gesamthafte Integrationsquote SGB III im Gesamtindex er-

setzt.  

 

2.2 Ressourcen- und personalorientierte Ziele (RPZ) 

Auch im Jahr 2017 wird die Engagementförderung als zu vereinbarendes RPZ für die Vor-

sitzenden der Geschäftsführungen beibehalten. Dabei soll neben der Befragung zum Enga-

gement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche zum Engagement-Index zusammenge-

führt wird, auch die Umsetzung der qualitativen Engagementförderung weiter fokussiert wer-

den, um mit Blick auf das Thema „Wertschätzende Kultur leben, Führung und Zusammenar-

beit fördern“ einen nachhaltigen, Ebenen übergreifenden Veränderungsprozess voranzutrei-

ben.  

Darüber hinaus werden mit Blick auf die Kontinuität des Zielsystems die Zielindikatoren fort-

geführt, welche für die Gewährleistung einer angemessenen Personalausstattung aller im 

Bezirk angesiedelten Organisationseinheiten und damit auch für die Nachhaltigkeit der erfor-

derlichen Stellenbesetzungen stehen. Neben der Engagementförderung ist von den Vorsit-

zenden der Geschäftsführungen der Indikator „Stellenbesetzungsquote“ (BA-intern) mit zu 

verantworten. Auf Ebene der Vorsitzenden der Geschäftsführungen der Agenturen für Arbeit 

kann darüber hinaus bei regionalen Auffälligkeiten auch der Indikator „Angemessener Be-

fristungsanteil“ sowie die „Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter Kollegin-

nen und Kollegen“ vereinbart werden. 
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3. Finanzielle und personelle Rahmenbedingungen für die Planung 

 

3.1 Budget 

Wie in den Vorjahren wird im SGB III auf Basis der Bedarfsmeldungen der Agenturen im Vor-

feld des Haushaltsaufstellungsverfahrens das Budget bedarfsgerecht veranschlagt. Wie in 

den Vorjahren soll den Arbeitsagenturen auf Basis ihrer Planung ein auskömmliches Budget 

zur Verfügung gestellt werden.  

Die Instrumente des Eingliederungstitels (Globalbudget I, Teilbudget I) werden dezentral in 

der ersten Planungsphase über ausgewählte Arbeitsmarktinstrumente geplant. Zur Verbes-

serung der Budgetplanung im Bereich der Ausbildungsförderung werden bei einigen Leis-

tungen die zusätzlichen Maßnahmeplätze für Teilnehmende mit Fluchtkontext erhoben. 

 

3.2 Personelle Rahmenbedingungen  

Potenzielle Bedarfe infolge von „Flucht & Asyl“ werden auf Basis der Zugangserwartung 

2016 und 2017 sowie unter Berücksichtigung der aktuellen Betreuungsschlüssel zentral für 

beide Rechtskreise veranschlagt. 

Die in der mittelfristigen Haushaltsplanung vorgesehene Personalkonsolidierung über die kw-

Vermerke im Bereich der Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung wird unter Beach-

tung der folgenden Prämissen fortgesetzt. 

• Der Wegfall der kw-Vermerke für Inga (fällig 31.12.2018) soll bereits mit dem Haushalt 

2017 entschieden werden (dauerhafte Etatisierung). 

• Es ist beabsichtigt, die für den 31.12.2017 vorgesehenen kw-Vermerke aufgrund zusätz-

licher Belastungen (u.a. zusätzliche Arbeitsförderung Flüchtlinge, Zuständigkeitswechsel 

Alg-I-Aufstocker) um 400 Stellen zu reduzieren. 

Die wirkungsorientierten Sonderprojekte im Bereich Markt & Integration (595 Ermächtigun-
gen) sowie die Kampagne „Aktivierung von Nichtleistungsempfängern/ Stille Reserve“, „In-
tegration von Schwerbehinderten“ (je 100 Ermächtigungen) werden voraussichtlich im bishe-
rigen Umfang fortgeführt. Die Initiative „Betriebliche Ausbildung hat Vorfahrt“ wird als Linien-
aufgabe weitergeführt. Die 160 Ermächtigungen laufen zum Jahresende 2016 ersatzlos aus. 
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4. Planungsdurchführung und -inhalte 

Der Geschäftsplan ist Ausgangspunkt der Planung und wird unter Beteiligung der 

Teams und der BCA erstellt. Der Interne Service unterstützt mit seinen Leistungen die 

operative Umsetzung in den Agenturen. 

 

4.1 Geschäftsplan und Zielangebote 

Der Planungsprozess beginnt am 29. August 2016 und ist auf zwei wesentliche Meldetermi-

ne ausgerichtet (siehe Anlage Planungskalender): 

• 29. August bis 5. Oktober 2016 – Erarbeitung und Meldung des Geschäftsplans SGB III 

(Arbeitsmarkt- und Kundenerwartung sowie Budgetplanung). 

• 29. August bis 2. Dezember 2016 – Detaillierte Hinterlegung des geplanten Einsatzes 

arbeitsmarktpolitischer Instrumente sowie der Wirkungserwartungen im SGB III 
 

Der Geschäftsplan ist wie in den Vorjahren der Ausgangspunkt der Planung. Er legt fest, mit 

welchen Handlungsschwerpunkten und welchem Ressourceneinsatz vor Ort die bestmögli-

che Wirkung erzielt wird und die Ziele der Agentur einschließlich des operativen Programms 

erreicht werden können. Der erste Entwurf ist bis zum 5. Oktober 2016 zu melden. Die Vor-

sitzenden der Geschäftsführungen der Agenturen stellen die umfassende inhaltliche Ausei-

nandersetzung mit den operativen Vorhaben innerhalb ihrer Dienststellen sicher.  

Bis zum 2. Dezember 2016 sind die Zielangebote zu den Ergebniskennzahlen und ausge-

wählten Ergebnisstrukturkennzahlen abzugeben. Für die nachhaltigen Integrationen werden 

die Ziele analog des Vorjahres anhand der Quartilsmethode berechnet und können dezentral 

angepasst werden. Die Ziele zur Kundenzufriedenheit gesamt und zum Beratungsindex 

Qualität werden zentral vorgegeben. Für beide Größen wird für 2017 für alle Agenturen für 

Arbeit ein Wert von 2,1 erwartet.  

Neue Maßnahmen der Budgetflexibilisierung und Weiterführungen können ebenfalls bis zum 

5. Oktober 2016 beantragt werden. Die damit verbundene Wirkungserwartung ist bei Bewilli-

gung im Gesamtwirkungsangebot zu berücksichtigen. 

Die Zielangebote erfolgen in Form von projektierten Veränderungen zum Jahresendergebnis 

2016. Für die Integrationsquote SGB III werden auf Ebene der Regionaldirektionen absolute 

Mittelfristziele für die Jahre 2018 und 2019 geplant. 

Der Planungsprozess erfolgt unter frühzeitiger und angemessener Beteiligung der Teams, so 

dass die lokale Expertise in die Planung einfließen kann. 

Darüber hinaus sind die Gremien der Selbstverwaltung am Planungsprozess zu beteiligen. 

Die Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (BCA) in den Agenturen für 

Arbeit sind ebenfalls frühzeitig und angemessen zu beteiligen, insbesondere in Fragen zur 

Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen – auch geflüchteten Frauen, des beruflichen 

Wiedereinstiegs, der klischeefreien Berufs- und Studienwahl von Mädchen und Jungen, der 

Förderung von Teilzeitberufsausbildung von Frauen und Männern mit Familienpflichten (Kin-
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derbetreuung und Pflege von Angehörigen) sowie in Fragen der familienorientierten Perso-

nalpolitik für Arbeitgeber. 

In diesem Zusammenhang sind auch die Aktivitäten zu berücksichtigen, welche die BA in 

ihrer Funktion als EURES-Mitglied zur Unterstützung der Mobilität von Arbeitskräften am 

europäischen Arbeitsmarkt plant. Die BA kann über Beratungs- und Vermittlungsleistungen 

für ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und inländische Arbeitgeber einen 

wichtigen Beitrag zur Sicherung des Ausbildungs- und Fachkräftebedarfs leisten.  

 

4.2 Zielsystem Interner Service  

Der Planungsprozess für den Internen Service erfolgt – wie in den Vorjahren – nachgelagert 

zur operativen Zielplanung und verzahnt das Handeln der Internen Services mit den ge-

schäftspolitischen Herausforderungen der internen Kundinnen und Kunden unter Berücksich-

tigung von Wirkung und Wirtschaftlichkeit.  

Das Zielsystem Interner Service für 2017 enthält drei Zielindikatoren.  

1. Die Stellenbesetzungsquote soll rechtskreisübergreifend eine optimale, nachhaltige 

und friktionsfreie Nutzung der erforderlichen Beschäftigungsmöglichkeiten mit leistungs-

bereiten und leistungsfähigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sicherstellen. Es gilt der 

Grundsatz:  „Die richtige Person zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort“.  

2. Für die Verbesserung der Dienstleistungsqualität im IS Service liefern die Rückmeldun-

gen von Führungskräften und Mitarbeitern der operativen Bereiche aus beiden Rechts-

kreisen im Rahmen der Kundenzufriedenheit IS weiterhin entscheidende Impulse. 

3. Die Budgetwirkung SGB III stellt dem Ressourceneinsatz für Personal und aktive Ar-

beitsförderung die Integrationswirkung  gegenüber und erfordert während des gesamten 

Steuerungskreislaufs – beginnend mit der Planungsphase – professionelle Finanz- und 

Beratungsdienstleistungen durch den GIS (auch in der Eigenschaft als BfdH). 

Die Abbildung der qualitativen und quantitativen Geschäftsvorfälle erfolgt im Geschäftsplan 

Interner Service. Erstmalig wird hierbei auch die rechtzeitige und systematische Planung 

der Qualifizierung aufgenommen. 

 

4.3 Zielvereinbarungen 

Der Planungsprozess wird mit dem Abschluss der Zielvereinbarungen beendet. Die Zielver-

einbarungen zwischen dem Vorstand Regionen und den Vorsitzenden der Geschäftsführun-

gen der Regionaldirektionen werden bis zum 25. Januar 2017 abgeschlossen. Die Unter-

zeichnung der Zielvereinbarungen der weiteren Führungskräfte erfolgt entlang der Füh-

rungsstruktur zeitnah und ist bis spätestens Mitte Februar 2017 abgeschlossen. 
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Teil I: Gemeinsames Grundlagenpapier für die Zielsteuerung im SGB II 

1. Ausgangslage  

Mit dem „Gesetz zur Neuorganisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende“ hat der Gesetz-

geber seinem Willen Ausdruck verliehen, die Leistungsfähigkeit des SGB II-Systems im Sinne 

der Leistungsberechtigten durch einen öffentlichen Kennzahlenvergleich und eine möglichst ein-

heitliche Zielsteuerung kontinuierlich zu verbessern. 

Diesem Ansatz entsprechend wird seit 2012 in beiden Organisationsstrukturen - sowohl in ge-

meinsamen Einrichtungen (gE) als auch in zugelassenen kommunalen Trägern (zkT) - ein 

einheitliches Zielsteuerungssystem für die Ziele nach § 48b SGB II nach gleichen Grundsätzen 

umgesetzt, das durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), die Länder, die 

Bundesagentur für Arbeit (BA) und die kommunalen Spitzenverbände (komSpV) entwickelt wor-

den ist. 

In Teil II dieser Planungsgrundlagen werden im „Gemeinsamen Planungsdokument für die Ziel-

steuerung im SGB II“, (nachfolgend Planungsdokument) jährlich die Schwerpunkte der 

Zielsteuerung für das Folgejahr festgelegt und die konjunkturellen und fiskalischen Rahmenbe-

dingungen beschrieben, die den Planungen des Folgejahres zugrunde zu legen sind. Die aus der 

jährlichen Erarbeitung des Planungsdokuments gewonnenen Erfahrungen sollen genutzt werden, 

um das Zielsteuerungssystem kontinuierlich weiterzuentwickeln. 

Im Planungsdokument geht es ausschließlich um die in § 48b Absatz 3 Satz 1 SGB II genannten 

Ziele. Darüber hinaus sind grundsätzlich weitere Vereinbarungen über Ziele zwischen den in den 

§§ 48b Absatz 1 Satz 1 und 18b Absatz 1 Satz 1 SGB II genannten Beteiligten möglich. Die Ver-

einbarung und Verfolgung landesspezifischer Ziele im Rahmen der Steuerung der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende bleibt unberührt. 

2. Grundlagen der Zielsteuerung im SGB II 

2.1. Prinzipien der Zielsteuerung im SGB II 

Die Zielsteuerung im SGB II soll so angelegt sein, dass sie lokale Handlungsspielräume der Job-

center erweitert. Die Zielsteuerung im SGB II muss einerseits die institutionellen Unterschiede 

zwischen den Jobcentern berücksichtigen, andererseits die Leistungsfähigkeit durch den Ver-

gleich der SGB II-Kennzahlen fördern und die Wirksamkeit der Zielsteuerung insgesamt wahren. 

Das Zielsteuerungssystem soll dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit der Jobcenter zu verbes-

sern, inbesondere bei Jobcentern mit bislang unterdurchschnittlichen Ergebnissen. Die 
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Selbststeuerungsfähigkeit der Akteure ist weiter zu stärken. Sie sollen sich ambitionierte und zu-

gleich realistische Ziele setzen. Die Gleichstellung von Frauen und Männern in der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende wird in der Zielsteuerung als durchgängiges Prinzip berück-

sichtigt. 

Wesentliche Voraussetzung für die Wirksamkeit der Steuerung ist die Akzeptanz des Verfahrens 

bei den Akteuren. Die Zielplanung muss transparent erfolgen und allen Akteuren eine substanzi-

elle Mitwirkungsmöglichkeit eröffnen, da sie in eine bindende Zielvereinbarung mündet. Die 

Zielnachhaltung wird im Sinne einer „Kultur des Lernens“ organisiert, welche die Erfahrungen der 

Akteure vor Ort ausreichend berücksichtigt.  

Dabei benötigen Ziele jeweils angemessene Steuerungsverfahren, da Anreizstärke, Akzeptanz 

und Handhabbarkeit je nach Zielindikator eine andere Zielplanung und -nachhaltung erfordern. 

Vor diesem Hintergrund haben sich die Beteiligten unter Berücksichtigung der oben genannten 

Prinzipien für ein gemischtes System der Zielsteuerung, bestehend aus quantitativen und quali-

tativen Zielen sowie einem Monitoring, entschieden.  

Das Verfahren der Zielplanung und -nachhaltung muss dabei möglichst leicht nachzuvollziehen 

und zu handhaben sein. Die Zielerreichung muss zugleich für die lokalen Akteure maßgeblich zu 

beeinflussen sein. Dazu tragen die Beschränkung auf wesentliche Steuerungsziele und wenige 

Kennzahlen sowie der teilweise Verzicht auf quantifizierte Zielwerte und die systematische Nut-

zung des Kennzahlenvergleichs bei.  

Schließlich sollen nach § 48b Absatz 1 Satz 2 SGB II die Zielvereinbarungen alle Leistungen des 

SGB II umfassen. Die Beteiligten werden weiter daran arbeiten, zukünftig auch Verfahren zu Ver-

einbarungen über die kommunalen Leistungen, insbesondere Eingliederungsleistungen, zu 

entwickeln, um die gesetzlich gewollte Verzahnung aller Leistungen des SGB II weiter zu beför-

dern.  

2.2. Zielsystem zur Erreichung der Ziele im SGB II (§ 48b SGB II) 

Die Inhalte des Planungsdokuments richten sich an den in § 48b Absatz 3 Satz 1 SGB II genann-

ten Zielen aus: 

• Ziel 1: Verringerung der Hilfebedürftigkeit, 

• Ziel 2: Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit, 

• Ziel 3: Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug. 

In Verbindung mit § 48a Absatz 2 SGB II und der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen 

nach § 48a SGB II ergibt sich folgendes Zielsystem mit den entsprechenden Kennzahlen und 

Ergänzungsgrößen. Die Kennzahlen sind maßgeblich für die Zielvereinbarungen. Die Ergän-

zungsgrößen dienen der ergänzenden Information und der Interpretation der 
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Kennzahlenergebnisse (vgl. § 2 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen 

nach § 48a SGB II). 

Abbildung 1: Zielsystem mit Kennzahlen und Ergänzungsgrößen 

Darüber hinaus sind grundsätzlich weitere Vereinbarungen über Ziele zwischen den in den 

§§ 48b Absatz 1 Satz 1 und 18b Absatz 1 Satz 1 SGB II genannten Beteiligten möglich. Dabei 

soll bei einer über eine qualitative Beschreibung des Ziels hinausgehenden Vereinbarung eine 

geeignete Datengrundlage für die Zielvereinbarung und -nachhaltung durch die Vereinbarungs-

partner bestimmt werden. 

2.3. Partner im Zielvereinbarungsprozess des SGB II (§ 48b SGB II) 

Partner im Zielvereinbarungsprozess zur Erreichung der Ziele der Grundsicherung für Arbeitsu-

chende (§ 48b Absatz 1 Satz 1 SGB II) sind: 

• das BMAS, 

• die zuständigen Landesbehörden, 

• die BA, 
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• die kommunalen Träger und 

• die Jobcenter. 

Im Rahmen dieses Planungsdokuments ergeben sich folgende Zielvereinbarungskonstellationen: 

Für den Bereich der zkT schließen 

• BMAS mit der zuständigen Landesbehörde und 

• die zuständige Landesbehörde mit den zkT die Zielvereinbarung ab. 

Für den Bereich der gE schließen 

• BMAS im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen mit BA und 

• BA und die kommunalen Träger mit den Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern der 

gE die Zielvereinbarung ab. 

Für den Zielvereinbarungsprozess im Bereich der gE sind hierbei die Verantwortlichkeiten der 

Träger BA und Kommune zu beachten. Beide Träger haben für die ihnen gesetzlich zugewiese-

nen Aufgaben die Verantwortung für eine rechtmäßige und zweckmäßige Leistungserbringung 

(§ 44b Absatz 3 Satz 3 SGB II). Dementsprechend können sich die Inhalte dieser Zielvereinba-

rungen nur auf den jeweiligen Verantwortungsbereich von BA oder kommunalem Träger 

beziehen, sollen aber die Verzahnung der Leistungen vorsehen. Etwaige landesrechtliche Rege-

lungen bleiben unberührt. 

3. Umsetzung der Zielplanung 

3.1. Dezentrale Zielplanung 

Die Zielsteuerung im SGB II erfolgt in einem dezentralen, lokalen Zielplanungsverfahren für die 

Ziele 2 und 3. Durch die dezentrale Planung erhalten die Jobcenter die Möglichkeit, die Ange-

botswerte besser mit ihrer strategischen Planung zu verknüpfen. Die Planungsverantwortung liegt 

bei den handelnden Akteuren vor Ort.  

Das Zielplanungsverfahren ist zwischen den Steuerungsbeteiligten hinsichtlich der Angebots- und 

Zielwerte transparent gestaltet. Die Angebotswerte der Jobcenter bilden die Grundlage für die 

Vereinbarung der Zielwerte. Sind diese im Vergleich zu den Angebotswerten der Jobcenter des 

jeweiligen SGB II-Vergleichstyps sowie unter Berücksichtigung der jeweils individuellen Rahmen-

bedingungen des Jobcenters plausibel, werden die Werte vereinbart. Andernfalls nehmen die 

Zielvereinbarungspartner einen fairen Nachverhandlungsprozess auf. Hierdurch soll die Verein-

barung realistischer und zugleich ambitionierter Zielwerte gefördert werden. Die vergleichende 

Einbeziehung der Angebotswerte des jeweiligen SGB II-Vergleichstyps soll die Verbesserung des 
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allgemeinen Leistungsniveaus sicherstellen und dazu beitragen, dass insbesondere Jobcenter 

mit bislang unterdurchschnittlichen Ergebnissen ihr Leistungsniveau erhöhen. 

Im dezentralen Planungsprozess besteht zudem die Möglichkeit, im Rahmen von mehrjähriger 

Steuerung mittelfristige Planungen, insbesondere zu Ziel 3, vorzunehmen. Dies ist bei den Ange-

botswerten mit entsprechender Begründung zu berücksichtigen. 

3.2. Datengrundlagen für die Zielplanung 

Im Rahmen der dezentralen Planung ermitteln die Jobcenter ihre Angebotswerte eigenverant-

wortlich aufgrund einer Analyse der für das Folgejahr prognostizierten Rahmenbedingungen, der 

besonderen regionalen Gegebenheiten, der unterjährigen Ergebnisse des aktuellen Jahres sowie 

der strategischen Zielsetzungen. 

In Ergänzung zu den Darstellungen des Planungsdokumentes werden den Jobcentern jährlich im 

passwortgeschützten Steuerungsbereich der Website sgb2.info unter der Rubrik Zielplanung 

Prognosen und Daten zu den allgemeinen Rahmenbedingungen zur Verfügung gestellt:  

• Prognose des IAB zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit in SGB III und SGB II 

• Herbstprojektion der Bundesregierung zur wirtschaftlichen Entwicklung des Planungsjahres 

• zu erwartende Zuteilungen aus dem Eingliederungstitel und dem Verwaltungskostentitel des 

Bundes für das Jobcenter 

• Prognose der Entwicklung der Langzeitleistungsbezieher allein aus altersstrukturbedingten 

Gründen 

• Kennzahlenergebnisse nach den SGB II-Vergleichstypen 

• Abgänge aus Arbeitslosigkeit und offene Stellen nach Wirtschaftszweigen auf Jobcenter-

Ebene. 

Gemäß § 48b Absatz 5 SGB II sind für den Abschluss der Vereinbarungen und die Nachhaltung 

der Zielerreichung die Daten nach § 51b SGB II und die Kennzahlen nach § 48a Absatz 2 SGB II 

maßgeblich. Die Planung der quantitativen Zielwerte für die Ziele 2 und 3 erfolgt durch die Job-

center vor Ort. 

Grundlage der Zielplanung für das Planungsjahr sind die Jahresergebnisse des laufenden Jah-

res. Diese liegen zum Zeitpunkt der Planung noch nicht vor. Daher wird in einem ersten Schritt 

auf die zum Planungsbeginn vorhandenen Daten mit einer Wartezeit von 3 Monaten sowie am 

aktuellen Rand auf die vorhandenen Daten mit geringerer Wartezeit zurückgegriffen. Die Ergeb-

nisse für die Monate bis zum Jahresende müssen prognostiziert werden. Eine erste Prognose 

der Jahresendwerte (K2, JDW LZB und Jahresendbestand der LZB) wird den Jobcentern für die 

Erstellung ihrer Planung bereits im August zur Verfügung gestellt. Im weiteren Verlauf der Pla-

nung wird die Prognose aktualisiert.   



Gemeinsame Planungsgrundlagen der Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2017                                                                   Seite 9 

3.3. Leitfaden der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Steuerung SGB II  

Um ein einheitliches, abgestimmtes und systematisches Planungsverständnis aller Akteure auch 

innerhalb des dezentralen Zielplanungsverfahrens zu fördern, wird als Orientierungshilfe für die 

Strukturierung der lokalen Planung ein gemeinsamer Leitfaden der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

Steuerung im SGB II veröffentlicht (Anlage). Der Leitfaden beinhaltet eine Gliederung sowie stra-

tegische Leitfragen und exemplarische Einzelfragen, die von der BA und den Ländern 

entsprechend der jeweiligen Vorstellungen ergänzt bzw. modifiziert werden können. Im Bereich 

der gE erfolgt die Erstellung des lokalen Planungsdokumentes unter Einbeziehung der beiden 

Träger und unter Beachtung der jeweiligen Trägerverantwortung. Das lokale Planungsdokument 

ist auch Grundlage der Zielnachhaltung und hat deshalb Bedeutung über den Planungsprozess 

hinaus. Grundsätzlich kann das Planungsdokument auch Bestandteil der Zielvereinbarung sein.  

4. Operationalisierung der Ziele nach § 48b SGB II  

Im bundesweiten Zielvereinbarungsprozess geht es ausschließlich um die in § 48b Absatz 3 Satz 

1 SGB II genannten Ziele. Dabei legt § 48b SGB II nur fest, dass die Steuerungsziele des SGB II 

in Vereinbarungen zwischen den Akteuren umzusetzen sind. Die Jobcenter nehmen die operative 

Umsetzung in Eigenverantwortung wahr. 

4.1.  Ziel 1: Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt 

Die Verringerung der Hilfebedürftigkeit ist aus Sicht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Steuerung 

SGB II ein wichtiges Ziel der Grundsicherung. Dieses Ziel wird gesteuert, indem die Kennzahl 

„Veränderung der Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt“ in ihrem Verlauf im Rahmen 

eines Monitorings beobachtet und ggf. mit der prognostizierten Entwicklung verglichen wird. Auf 

die Vereinbarung quantifizierter Zielwerte wird verzichtet.  

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat verschiedene Ansätze diskutiert, um die Bedeutung des Ziels 

Verringerung der Hilfebedürftigkeit zu unterstreichen und Steuerungsimpulse zu setzen, die die 

Verringerung der Leistungen zum Lebensunterhalt und der Leistungen für Unterkunft und Hei-

zung unterstützen. 

Um die Handlungsstrategien zur Erreichung der gesetzlichen Ziele weiter zu harmonisieren und 

die Ausgewogenheit des Zielsystems sicherzustellen, hat sich die Bund-Länder-Arbeitsgruppe für 

2016 auf eine Ergänzung des Monitorings zu Ziel 1 geeinigt. Da die Entwicklung der Hilfebedürf-

tigkeit nicht nur durch die Zahl, sondern auch durch die Qualität der Integrationen beeinflusst 

wird, werden zusätzlich die Nachhaltigkeit der Integrationen sowie die bedarfsdeckenden Integ-

rationen beobachtet. Zudem soll besonderes Augenmerk auf die Integrationsquote der 
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Langzeitleistungsbezieher sowie auf die Langzeitleistungsbezieher, die seit mindestens vier Jah-

ren als erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) im Hilfebezug sind, gerichtet werden. Dieses 

erweiterte Monitoring wird 2017 fortgesetzt.  

Die hier genannten Größen sollen das bisherige Monitoring zu Ziel 1 ergänzen. Auf Basis der 

Ergebnisse der Jobcenter bei der Nachhaltigkeit und beim Anteil der bedarfsdeckenden Integra-

tionen können ggf. Handlungsimpulse zur Verbesserung der Integrationsarbeit abgeleitet werden. 

Die Entwicklung der Integrationsquote der Langzeitleistungsbezieher (auch im Vergleich zur Ent-

wicklung der Integrationsquote insgesamt) und die Entwicklung des Bestandes der 

Langzeitleistungsbezieher, die schon mindestens vier Jahre als ELB SGB II-Leistungen bezie-

hen, gibt Hinweise darauf, ob die Kundinnen und Kunden mit schwierigen Ausgangsbedingungen 

entsprechend ihrem besonderen Bedarf unterstützt werden. Das Monitoring der ergänzenden 

Größen kann auf diese Weise zur Verbesserung der Ergebnisse bei den Zielen der Grundsiche-

rung beitragen. Eine Beplanung der zusätzlichen Monitoringgrößen erfolgt nicht. 

4.2. Ziel 2: Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit 

Für Ziel 2 wird ein quantitativer Zielwert vereinbart, der die Veränderungsrate der Kennzahl „Ver-

besserung der Integration in Erwerbstätigkeit“ beschreibt. Der Zielwert für Ziel 2 stellt somit die 

angestrebte prozentuale Veränderung der Integrationsquote bis zum Monat Dezember des Pla-

nungsjahres (PJ) im Vergleich zur Integrationsquote bis zum Dezember des Vorjahres (VJ) 

(jeweils im Jahresfortschritt) dar. 

Veränderung der Integrations- 
quote in %  

= Integrationsquote PJ (Jan. PJ bis Dez. PJ) 
-1 

Integrationsquote VJ (Jan. VJ bis Dez. VJ) 

Begleitend wird ein Monitoring der Ergänzungsgrößen durchgeführt. 

4.3. Ziel 3: Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug 

Für Ziel 3 wird ebenfalls ein quantifizierter Zielwert gebildet. Grundlage ist dabei die Veränderung 

des durchschnittlichen Bestands an LZB. Für Ziel 3 beinhaltet der Zielwert somit die angestrebte 

prozentuale Veränderung des durchschnittlichen Bestandes an LZB im Planungsjahr im Vergleich 

zum Vorjahr. 

Veränderung des ∅ Bestan-
des an LZB in % 

= 
∅ Bestand an LZB PJ (Jan. PJ bis Dez. PJ) 

-1
∅ Bestand an LZB VJ (Jan. VJ bis Dez. VJ) 

Begleitend wird ein Monitoring der Ergänzungsgrößen durchgeführt. 
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5. Grundlagen der Zielnachhaltung 

Die Zielnachhaltung im Prozess der Zielsteuerung im SGB II erfolgt transparent und fair auf 

Grundlage vertrauensvoller und kooperativer Zusammenarbeit. Hierzu erfolgt ein regelmäßiger 

partnerschaftlicher Dialog. 

Zur Unterstützung dieses Prozesses stellt das BMAS die Steuerungsdaten monatlich im pass-

wortgeschützten Bereich der Website sgb2.info zur Verfügung. Dies gilt auch für die Indikatoren 

für das Monitoring von Ziel 1. Dabei wird, sofern die Größe auf der Internetseite der BA-Statistik 

in einem Standardprodukt veröffentlicht wird, eine Verlinkung im passwortgeschützten Bereich zu 

sehen sein.   

Die Zielnachhaltung kann im Rahmen eines Kennzahlenvergleichs sowie auf Basis eines Moni-

torings erfolgen.  

5.1. Kennzahlenvergleich 

Die Kennzahlen sind Grundlage für die Zielsteuerung und die Zielerreichungsdialoge. Gemein-

sam betrachten und bewerten die Zielvereinbarungspartner die Entwicklungen der Zielerreichung 

der Jobcenter anhand eines Vergleichs der erwarteten Soll-Werte mit den erreichten Ist-Werten 

(für Ziel 2 und 3) sowie der Entwicklung zum Vorjahr (für alle drei Ziele).  

Dabei werden diese Entwicklungen von beiden Zielvereinbarungspartnern vertieft analysiert so-

wie die vor Ort umgesetzten Strategien erörtert. Der Vergleich der Kennzahlergebnisse innerhalb 

des jeweiligen SGB II-Vergleichstyps soll Wettbewerbs- und Lernanreize setzen. 

Analog zu den Kennzahlen werden die Ergänzungsgrößen betrachtet. Hierbei sind vor allem die 

Einflüsse und Wechselwirkungen der Kennzahlen mit den Ergänzungsgrößen zu beachten. Falls 

abweichende Entwicklungstendenzen zu erkennen sind, soll eine Ursachenanalyse der Zielver-

einbarungspartner folgen. 

Um die Kennzahlen besser für die unterjährige Steuerung nutzen zu können, ist die Darstellung 

der SGB II-Kennzahlen um Jahresfortschrittswerte erweitert worden. Darüber hinaus werden die 

Ergänzungsgrößen für die Analyse verwendet. Die so gewonnenen Erkenntnisse sind die Grund-

lage möglicher Entscheidungen zu Steuerungskonsequenzen. 

5.2. Monitoring 

Ergänzend zum Kennzahlenvergleich bietet sich im Rahmen eines Monitorings die Betrachtung 

der Entwicklung im zeitlichen Verlauf sowie Vergleiche zum Vorjahr und zur prognostizierten Ent-

wicklung an, jeweils bezogen auf den erreichten Ist-Wert auf Bundes-, Landes- und 
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Jobcenterebene und SGB II-Vergleichstypebene. Dabei wird Ziel 1 einschließlich der unter 4.1 

genannten ergänzenden Monitoringgrößen ausschließlich im Rahmen eines Monitorings beo-

bachtet. Bei den Zielen 2 und 3 wird neben der Betrachtung der quantifizierten Zielwerte 

begleitend ein Monitoring durchgeführt. Das Monitoring umfasst bei allen drei Zielen ebenfalls die 

Ergänzungsgrößen.  

Eine Untersuchung der Ursachen kann u.a. berücksichtigen: 

• Einflüsse und Wechselwirkungen zwischen den Kennzahlen und den Ergänzungsgrößen 

• die konjunkturelle Entwicklung (aktuelle Entwicklung, Prognosen, soweit vorliegend) 

• regionale Entwicklungen und Strukturunterschiede (Auswirkungen erkennbarer Trends, 

z.B. demografische Entwicklung und Entwicklung der Hilfebedürftigkeit) 

• arbeitsmarktpolitische Rahmenbedingungen 

• die Struktur der Leistungsberechtigten 

• spezifische Zielgruppen (z.B. Alleinerziehende) 

• die Qualität der operativen Umsetzung 

• besondere Strategien, Prozesse und Maßnahmen in den Jobcentern 

• Effektivität der Leistungserbringung durch die einzelnen Jobcenter 

• die Verzahnung von bundes- und kommunalfinanzierten Leistungen  

Die gewählten Auswertungen für das Monitoring und die Untersuchungsgegenstände der Ursa-

chenanalyse ergänzen sich und ergeben in der Gesamtschau ein umfassendes Bild über die 

Arbeit des einzelnen Jobcenters. 

5.3. Aufsetzpunkte und (unterjährige) Zielnachhaltung der Ziele 2 und 3 

Als Vergleichsbasis für die unterjährige Zielnachhaltung und Beurteilung der Zielerreichung wird 

ein unterjähriger Orientierungswert (auf Grundlage des vereinbarten Zielwertes für das betref-

fende Jahr) herangezogen. Der unterjährige Orientierungswert wird dabei mit dem gleichen 

Verfahren wie der Zielwert zum Jahresende ermittelt, indem die vereinbarte prozentuale Verän-

derung auf den unterjährigen Wert aufgeschlagen bzw. von ihm abgezogen wird.  

Beispiel: 

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

Ist-Wert IntQ Vorjahr [in %] 1,89 2,67 4,58 6,02 8,96 12,89 16,20 19,56 22,35 24,12 25,60 25,90

Steigerung ggü. Vorjahr 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5%

Steigerung um 1,5% -
Sollwert IntQ aktuelles Jahr [in %] 1,92 2,71 4,65 6,11 9,09 13,08 16,44 19,85 22,69 24,48 25,98 26,29

JC x
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Die Veränderungsrate wird auf Basis des Jahresergebnisses des aktuellen Jahres ermittelt und 

entsprechend der in der jeweiligen Zielvereinbarung getroffenen Festlegung auf die Daten mit 

einer Wartezeit von 0 bis 3 Monaten aufgesetzt. Um Konsistenz der Datengrundlagen im Hinblick 

auf die Wartezeit zu gewährleisten, müssen deshalb in der Konsequenz auch die unterjährige 

Zielnachhaltung sowie die Betrachtung des Jahresabschlusses auf Basis der Daten mit der je-

weils gewählten Wartezeit (0 bis 3 Monate) im Vergleich zum unterjährigen Orientierungswert 

bzw. zum Vorjahresabschluss erfolgen. In der unterjährigen Zielnachhaltung sollte neben der 

Auswertung der Abweichung vom unterjährigen Orientierungswert ein Monitoring für alle drei 

Ziele erfolgen. 

Die Festlegung der Datengrundlage für die Zielnachhaltung erfolgt in der Zielvereinbarung. Dabei 

präferiert das BMAS eine Zielnachhaltung mit Daten ohne Wartezeit, analysiert diese Daten und 

stellt diese den Ländern zur Verfügung.  

Als Basis der Planung und Nachhaltung der Kennzahlen werden vereinbarungsgemäß Jahres-

fortschrittswerte genutzt. Dies dient auch dazu, Werte zur Verfügung zu stellen, welche nur 

Zeiträume abbilden, die von der Zielvereinbarung umfasst werden.  

5.3.1. Ziel 2: Jahresfortschrittswert der Integrationsquote 

Für die Integrationsquote berechnet sich der Jahresfortschrittswert (JFW) als Verhältnis der 

Summe der Integrationen vom Jahresbeginn bis zum Bezugsmonat zum durchschnittlichen Be-

stand der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) vom Dezember des Vorjahres (VJ) bis 

zum Vormonat des Bezugsmonats (analog der Definition der Kennzahl Integrationsquote nach 

§ 5 Absatz 1 der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 48a SGB II). 

Integrationsquote (JFW) in % = 
∑ der Integrationen (Januar bis Bezugsmonat) 
∅ Bestand an ELB (Dezember VJ bis Vormo-
nat des Bezugsmonats) 

5.3.2. Ziel 3: Jahresfortschrittswert für den Bestand an Langzeitleistungsbeziehern 

Für die Berechnung des JFW für den Bestand an LZB wird der durchschnittliche Bestand an LZB 

seit Jahresbeginn bis zum aktuellen Bezugsmonat (JDW) ermittelt. Der JFW stellt im Ziel 3 somit 

den durchschnittlichen Bestand an LZB im Jahresverlauf dar. 

Bestand an LZB (JDW) = ∅ Bestand an LZB (Januar bis Bezugsmonat) 
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6. Analyse und Bewertung des erweiterten Monitorings zu Ziel 1 

Das 2016 eingeführte erweiterte Monitoring zu Ziel 1 wird fortgeführt. Die dazugehörigen Monito-

ringgrößen  

M1 - Kontinuierliche Beschäftigung nach Integration, 

M2 - Bedarfsdeckende Integration, 

M3 - Integrationsquote der Langzeitleistungsbezieher, 

M4 - Langzeitleistungsbezieher, die 4 Jahre und länger im Leistungsbezug stehen 

werden seit April 2016 veröffentlicht. Die Aussagekraft und Anwendbarkeit der Monitoringdaten 

werden weiterhin durch die BLAG Steuerung SGB II analysiert und bewertet. Über die zukünftige 

Anwendung der qualitativen Größen im Planungs- und Zielnachhaltungsverfahren wird nach Aus-

wertung der Ergebnisse und Erfahrungen mit der weiteren Anwendung gemeinsam mit allen 

Akteuren entschieden.  
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Teil II: Gemeinsames Planungsdokument für die Zielsteuerung im SGB II 

Die allgemeinen Grundlagen der Zielsteuerung SGB II sind in Teil I der „Gemeinsamen Planungs-

grundlagen der Zielsteuerung im SGB II“, dem „Gemeinsamen Grundlagenpapier für die 

Zielsteuerung im SGB II“ festgehalten. Das Planungsdokument für die Zielsteuerung im SGB II 

für das Jahr 2017 beinhaltet die jährlich veränderlichen Größen, insbesondere die Schwerpunkte 

sowie die Rahmenbedingungen für das Jahr 2017. 

Hinsichtlich der maßgeblichen Rahmenbedingungen stimmen Bund, Länder, BA und komSpV 

darin überein, dass insbesondere die Herausforderungen durch Zuwanderung, Flucht und Asyl 

die Vorhersehbarkeit der Entwicklungen, unter anderem der Zahl der ELB, außerordentlich er-

schweren. Es besteht Einigkeit, dass daraus resultierende Unsicherheiten in der Zielplanung und 

nachfolgende Entwicklungen in der Zielnachhaltung zwischen den Beteiligten angemessen be-

rücksichtigt werden. 

1. Schwerpunkte der SGB II-Steuerung im Jahr 2017 

1.1. Bundesweite Schwerpunkte der Steuerung im Jahr 2017 

Die Vermeidung und Verringerung von Langzeitleistungsbezug, idealerweise durch existenzsi-

chernde und nachhaltige Integration in den ersten Arbeitsmarkt, stellen weiterhin den prioritären 

Schwerpunkt der Steuerung und Integrationsarbeit dar. Das bezieht ausdrücklich auch arbeits-

marktferne Langzeitleistungsbezieher ein, bei denen das Ziel nur schrittweise erreicht werden 

kann. Darüber hinaus umfasst dies auch die Sicherung der sozialen Teilhabe. Daher haben Bund, 

Länder, BA und komSpV vereinbart, dass die Akteure der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

auf allen Ebenen der Prävention und Beendigung des Langzeitleistungsbezugs weiterhin eine 

erhöhte Aufmerksamkeit zukommen lassen. Damit wird das übergreifende und gemeinsame po-

litische Bestreben verdeutlicht, ein besonderes Augenmerk auf diejenigen Leistungsberechtigten 

zu legen, die bereits länger im Leistungsbezug sind oder ein entsprechendes Risiko aufweisen. 

Bund, Länder, BA und komSpV sind sich einig, dass gerade die Vermeidung und Verringerung 

von Langzeitleistungsbezug längerfristige Eingliederungsstrategien und entsprechend darauf 

konzentrierte Ressourcen voraussetzen. Hierbei kommt dem Ansatz des SGB II, die Leistungen 

der Arbeitsförderung mit sozialintegrativen Leistungen eng zu verzahnen und abgestimmt zu er-

bringen, hohe Bedeutung zu, denn die kommunalen Eingliederungsleistungen unterstützen im 

Rahmen der integrierten Leistungserbringung bedarfsgerechte und passgenaue Hilfen für be-

stimmte Problemlagen.  
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1.2. Schwerpunkte des BMAS in der Steuerung im Jahr 2017 

Daneben wird das BMAS - wie schon in den Vorjahren - ein besonderes Gewicht auf die Förde-

rung und Integration von Alleinerziehenden legen. Ebenso werden weiterhin die Themen 

Erstausbildung junger Erwachsener und die besondere Unterstützung von Menschen mit Behin-

derung verstärkt in den Blick genommen. Daneben gilt es auch im Jahr 2017 die besonderen 

Herausforderungen durch Zuwanderung, Flucht und Asyl zu bewältigen. Über eine Aufnahme in 

die Zielvereinbarungen wird das BMAS mit seinen jeweiligen Zielvereinbarungspartnern verhan-

deln. 

1.3. Ziele und Schwerpunkte in der Steuerung im Jahr 2017 auf Landesebene 

In den Zielvereinbarungen zwischen BMAS und den Ländern können landesbezogene Ziele und 

Schwerpunkte vereinbart werden, soweit diese im Einklang mit dem gesetzlich verankerten Ziel-

system stehen.  

2. Rahmenbedingungen im Jahr 2017 

2.1. Konjunkturelle Entwicklung 

Bei der Ermittlung der Angebotswerte zu Ziel 2 und 3 sollen die zukünftigen ökonomischen und 

strukturellen Rahmenbedingungen für die Zielerreichung im SGB II berücksichtigt werden.  

Die makroökonomischen Rahmenbedingungen für die Grundsicherung für Arbeitsuchende wer-

den auf Grundlage der Prognose des IAB zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit im SGB III und 

SGB II sowie der Herbstprojektion der Bundesregierung zur wirtschaftlichen Entwicklung im Pla-

nungsjahr dargestellt. Diese Darstellung wird nach Vorliegen der Prognosen - voraussichtlich 

Ende Oktober 2016 - in einem Papier zur Ergänzung der Planungsgrundlagen auf der Website 

sgb2.info zur Verfügung gestellt.  

2.2. Haushalt  

Nach dem Entwurf der Bundesregierung zum Bundeshaushalt 2017 (Kabinettbeschluss: 6. Juli 

2016) ergeben sich folgende Mittelansätze bzw. Istergebnisse: 
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Kapitel 11 01 

Titel Zweckbestimmung 
Soll 2017 
in Mrd. €1)

Soll 2016 
in Mrd. € 

Ist 2015 
in Mrd. € 

632 11 
Beteiligung des Bundes an den Leistun-
gen für Unterkunft und Heizung 2) 5,85 5,1 5,25 

681 12 Arbeitslosengeld II 3) 22,2 20,5 20,2 

685 11 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 4) 4,59 4,15 3,23 

636 13 Verwaltungskosten 4,59 4,37 4,81 

1) beachte: Angaben beruhen auf Kabinettbeschluss zum Bundeshaushalt 2017 
2) jeweiliger durchschnittlicher Beteiligungssatz: 2015 = 35,7 %, 2016 = 36 % und 2017 39 % einschließ-

lich Kompensationszahlungen für BuT und Eingliederungshilfe  
3) inkl. Sozialversicherungsbeiträge 
4) inkl. der nationalen Mittel für die Bundesprogramme , Bürgerarbeit (bis 2015), Beschäftigungspakte für 

Ältere in den Regionen, „Perspektive 50plus“ (bis 2016) Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit und Soziale 
Teilhabe (beide ab 2015) 

Die Haushaltsansätze für das Jahr 2017 werden im derzeit noch laufenden parlamentarischen 

Verfahren verhandelt.  

Die Maßstäbe zur Verteilung und die daraus resultierenden prozentualen Anteile an Eingliede-

rungs- und Verwaltungsmitteln je Jobcenter werden erst Ende des Jahres 2016 mit der 

Eingliederungsmittel-Verordnung 2017 (EinglMV 2017) festgelegt. Eine Vorabinformation des 

BMAS über die voraussichtlichen prozentualen Anteile und die daraus resultierenden voraus-

sichtlichen absoluten Beträge an Eingliederungs- und Verwaltungsmitteln je Jobcenter für das 

Jahr 2017 ist bis Ende Oktober 2016 geplant. 

Die Mittelansätze werden im Rahmen des Planungsprozesses und der Zielnachhaltung entspre-

chend berücksichtigt. 

2.3. Gesetzliche Änderungen 

Regelbedarfsanpassung 

Nach § 20 Absatz 5 Satz 1 SGB II werden die Regelbedarfe nach § 20 Absatz 2 bis 4 sowie nach 

§ 23 Nr. 1 SGB II jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a SGB XII in Verbindung 

mit der Verordnung nach § 40 Satz 1 Nr. 1 SGB XII angepasst und im Bundesgesetzblatt bekannt 

gegeben. Dies ist auch für die ab dem 1. Januar 2017 geltenden Regelbedarfe vorgesehen.  

Die Wirkungen gesetzlicher Änderungen werden im Planungsprozess und bei der Zielnachhal-

tung berücksichtigt. 
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3. Ablauf des Planungsverfahrens  

Das Planungsverfahren zur Ermittlung der quantifizierten Zielwerte bei Ziel 2 und Ziel 3 ist in 

drei Abschnitte gegliedert.  

Abbildung 2: Ablauf Planungsverfahren dezentrale Planung für Ziel 2 und 3 

3.1. Planung und Abgabe der Angebotswerte sowie Zielwerterwartung des BMAS  

Der Planungsprozess beginnt mit Übermittlung der Datengrundlagen für die Zielplanung. Für 

Ziel 2 und 3 erfolgt die Planung der Angebotswerte im dezentralen Verfahren durch die Jobcen-

ter. Sie übergeben die Angebotswerte an ihre jeweiligen Zielvereinbarungspartner, die diese an 

das BMAS weiterleiten. Die übermittelten Angebote werden durch das BMAS in einer nach SGB 

II-Vergleichstypen und den nächsten Nachbarn gegliederten Übersicht zusammengefasst und 

den Steuerungsbeteiligten im geschützten Bereich von sgb2.info zur Verfügung gestellt. Außer-

dem teilt BMAS seinen Zielvereinbarungspartnern seine Zielwerterwartungen auf Landes- bzw. 

BA-Ebene mit.  

3.2. Plausibilisierung und ggf. Nachverhandlung der Angebotswerte 

Anhand der Angebotswerte im Vergleichstyp, der individuellen Rahmenbedingungen des Job-

centers und der Darstellungen im lokalen Planungsdokument werden die Angebotswerte 

plausibilisiert. Ist der Angebotswert plausibel, ist er als Zielwert zu vereinbaren. Andernfalls neh-

men die Zielvereinbarungspartner Verhandlungen auf.  
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3.3. Abschluss der Zielvereinbarungen und Veröffentlichung der Zielwerte 

Im Anschluss an die Einigung über die Zielwerte werden die Zielvereinbarungen geschlossen. 

Die nach Abschluss der Zielvereinbarungen von den Ländern und der BA übermittelten Jobcen-

ter-Zielwerte werden vom BMAS in einer nach SGB II-Vergleichstypen und den nächsten 

Nachbarn gegliederten Übersicht zusammengefasst und den Steuerungsbeteiligten im geschütz-

ten Steuerungsbereich von sgb2.info zur Verfügung gestellt. 

4. Zeitplanung 

Mit dem Versand dieses Dokuments beginnt der Zielplanungs- und Zielvereinbarungsprozess. 

Die Umsetzung der dezentralen Planung für die Ziele 2 und 3 setzt voraus, dass die Angebots-

werte der Jobcenter bis zum 18. November 2016 an das BMAS übermittelt werden. Folgender 

Zeitplan für die dezentrale Planung wurde vereinbart: 

Zeitpunkt Ziel 2 und Ziel 3 

29. August 2016 → Bekanntgabe Gemeinsame Planungsgrundlagen und Beginn der de-
zentralen Planungsphase in den JC 

Ende August 2016 → Bereitstellung der ersten Datengrundlagen für die Zielplanung 

19. Oktober 2016 
→ Bereitstellung aktualisierter Jahresendprognosen 2016 für die Integra-

tionsquote und den Bestand der Langzeitleistungsbezieher 
(Datengrundlage: Berichtsmonat September 2016) 

Ende Oktober 2016 → Information der JC über die voraussichtliche Mittelverteilung 

11. November 2016 
→ Bereitstellung aktualisierter Jahresendprognosen 2016 für die Integra-

tionsquote und den Bestand der Langzeitleistungsbezieher 
(Datengrundlage: Berichtsmonat Oktober 2016) 

18. November 2016 
→ Ende der dezentralen Planungsphase in den JC 
→ Abgabefrist der Angebotswerte der JC bei BA/Ländern 
→ Übermittlung der Angebotswerte der JC durch Länder/BA an das 

BMAS 

25. November 2016 
→ Bekanntgabe der übermittelten Angebotswerte der JC durch das 

BMAS 
→ Beginn der Nachverhandlungsfrist 

ab 4. Januar 2017 → Übermittlung der Angebotswerte der Länder/BA an das BMAS 

1. Quartal 2017 → Abstimmung der Zielvereinbarungen BMAS-Länder und BMAS-BA   



Gemeinsame Planungsgrundlagen der Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2017                                                                   Seite 20 

BMAS, Länder, BA und komSpV setzen sich für einen möglichst frühzeitigen Abschluss der Ziel-

vereinbarungen ein, um so den Jobcentern ein belastbares Fundament und frühe Sicherheit bei 

der Umsetzung der Planung zu geben.  
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1 Allgemeine Erläuterungen 

 

Der Planungsprozess im SGB II für Ziel 2 und Ziel 3 für das Jahr 2017 wird in einem de-

zentralen Verfahren durchgeführt. Für die Planung realistischer und ambitionierter Ziel-

werte der Jobcenter ist eine intensive Analyse zahlreicher relevanter Kriterien unerläss-

lich. Dieser Leitfaden gibt Hinweise und Anregungen für Ihren lokalen Planungsprozess 

zu verschiedenen Fragestellungen, insbesondere 

 

1. Welche Schlussfolgerungen werden aus der Analyse der örtlichen Rahmenbedin-

gungen für das Planungsjahr gezogen? 

2. Welche Schlussfolgerungen werden aus den Ergebnissen im laufenden Jahr für 

das Planungsjahr gezogen? 

3. Welche strategischen Ziele setzt sich das Jobcenter für 2017? 

 

Zu den benannten Fragestellungen hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe (BLAG) Steue-

rung SGB II jeweils mehrere Leitfragen entwickelt und beispielhaft Aspekte benannt, die 

bei der Beantwortung dieser Leitfragen berücksichtigt werden können. Weder die o. g. 

Fragestellungen, noch die im Folgenden formulierten Leitfragen und Beispiele sind ab-

schließend; sie können seitens der Länder bzw. der Bundesagentur für Arbeit erweitert 

bzw. angepasst werden.  

 

Bestandteil des dezentralen Planungsverfahrens ist, dass die Angebotswerte plausibel 

begründet werden.  

 

In den „Gemeinsamen Planungsgrundlagen“ der BLAG Steuerung SGB II wird auf Pla-

nungshilfen (wie Prognosen und Daten zu den allgemeinen Rahmenbedingungen im Jahr 

2017 und Einschätzungen zur Entwicklung der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit auf 

Bundesebene) verwiesen. 

 

Über die zu erwartenden Mittel und ihre Verteilung für Leistungen zur Eingliederung in 

Arbeit und für Verwaltungskosten der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Jahr 2017 ist 

eine Vorabinformation des BMAS bis Ende Oktober 2016 geplant. 

 

Dieser Leitfaden soll ein einheitliches, abgestimmtes und systematisches Planungsver-

ständnis bei allen Partnern (Jobcenter, Länder, Bundesagentur für Arbeit und Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales) fördern.  
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2 Analyse der örtlichen Rahmenbedingungen 

2.1 Entwicklung der Konjunktur und Arbeitsmarktentwicklung 

 

Leitfrage:  

Wie werden sich die prognostizierten konjunkturellen Rahmenbedingungen auf den örtli-

chen Arbeitsmarkt, insbesondere die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes für Arbeitsu-

chende aus dem SGB II auswirken? 

 

Relevante Aspekte könnten hier sein: 

• Erwartete regionale Wirtschaftsentwicklung 

• Erwartete Entwicklung am regionalen Arbeitsmarkt 

• Erwartete Entwicklung regionaler Schwerpunkt-Branchen 

 

 

2.2 Entwicklung der Kundenstruktur 

 

Leitfrage:  

Welche Schlussfolgerungen werden aus der Analyse der Entwicklungen/des Bestands der 

ELB/LZB für das Planungsjahr gezogen? Welche Entwicklung wird im Hinblick auf die 

Zahl der Leistungsberechtigten erwartet? 

 

Relevante Aspekte könnten hier sein 

• Bestandsanalyse (z. B. Altersstruktur, Geschlecht, Alleinerziehende, erwerbstätige 

ELB (Aufstocker), Sondereffekte durch Zuwanderung, Flucht und Asyl)  

 

2.3 Finanzielle und personelle Ausstattung des Jobcenters 

 

Leitfrage:  

Welche Auswirkungen hat die voraussichtliche Finanzausstattung auf die personelle Aus-

stattung im Planungsjahr?  

 

Relevante Aspekte könnten hier sein: 

• Sind Umschichtungen geplant? Wenn ja, in welchem Umfang der voraussichtlich zu-

geteilten Eingliederungsmittel? 

• Welche Personalressourcen stehen im Planungsjahr zur Verfügung?  

• Sind gravierende personelle Veränderungen geplant oder zu erwarten? 
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3 Ziele und Strategien des Jobcenters in Bezug auf die arbeitsmarktpolitischen 

Instrumente 

 

Leitfragen:  

Welche Ziele und Strategien verfolgt das Jobcenter im Planungsjahr? Mit welchen ar-

beitsmarktpolitischen Instrumenten werden am ehesten Erfolge im Hinblick auf Ziel 1, Ziel 

2 und Ziel 3 erwartet? 

 

Relevante Aspekte könnten hier sein: 

• Welche erfolgreichen Strategien werden im Planungsjahr fortgeführt? 

• Prozentuale Anteile der einzelnen Bereiche des geplanten Maßnahmemixes? 

• Gibt es erfolgreiche Strategien/Maßnahmen, die im Vergleich zum Vorjahr nicht mehr 

fortgeführt werden? 

• Welche neuen Schwerpunktsetzungen sind geplant? Besteht Handlungsbedarf für 

eine geschlechterspezifische Förderung? 

• Welche Personengruppen stehen im Fokus? Welche Betreuungsstrategien sind ge-

plant (besondere Betreuungsschlüssel)?  

• Welche Eingliederungsstrategien sollen entwickelt werden? 

 

Hinweis:  

Bei der Ausgestaltung des Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms ist in den gemein-

samen Einrichtungen die Beteiligung des kommunalen Trägers zu berücksichtigen (Ab-

stimmung in der Trägerversammlung nach § 44c Abs. 6 SGB II). 

 

 

4 Organisatorische Veränderungen mit Auswirkungen auf die Leistungen und 

Ergebnisse 

 

Relevante Aspekte könnten hier sein: 

• Werden (weitere) Optimierungspotenziale hinsichtlich der Organisation bzw. der Pro-

zesse gesehen? 

• Sind Veränderungen der internen Organisation geplant? Welche? 

• Sind Veränderungen der Prozesse geplant? 
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5 Analyse der Zielerreichung im Jahr 2016 

Leitfrage:  

Welche Schlussfolgerungen werden aus den Ergebnissen im laufenden Jahr für das Pla-

nungsjahr gezogen?  

 

Relevante Aspekte könnten hier sein: 

• Wie verläuft die Entwicklung bei den Kennzahlen und Ergänzungsgrößen und wohin 

geht der Trend?  

• Welche Ergebnisse wurden bei den vereinbarten Zielen bislang in 2016 erreicht und 

welche Ergebnisse werden bis zum Jahresende prognostiziert?  

• Was ergibt hierbei die geschlechtsdifferenzierte Betrachtung? 

• Worin liegen die Ursachen für die festgestellten Entwicklungen? 

• Wo steht das Jobcenter - bezogen auch auf die absolute Zielerreichung - mit diesen 

Ergebnissen innerhalb seines Vergleichstyps (und im Vergleich mit seinen fünf 

„nächsten Nachbarn“)? 

 
 

6 Angebotswerte  

Leitfrage:  

Welche Angebotswerte ergeben sich aus den beschriebenen Rahmenbedingungen, den 

vorgenommenen Analysen und den geplanten Strategien?  

 

Für Ziel 2 wird ein Zielwert vereinbart, der die Veränderungsrate der Kennzahl des Steue-

rungsziels beschreibt. Der Zielwert für Ziel 2 stellt somit die angestrebte prozentuale Ver-

änderung der Integrationsquote bis zum Monat Dezember 2017 (im JFW) im Vergleich zur 

Integrationsquote bis zum Dezember 2016 (ebenfalls im JFW) dar. 

 

Veränderung der  

Integrationsquote in %  
= 

Integrationsquote 2017 (Jan. bis Dez. 2017) 
-1 

Integrationsquote 2016 (Jan. bis Dez. 2016) 

 

Für Ziel 3 beinhaltet der Zielwert die angestrebte prozentuale Veränderung des durch-

schnittlichen Bestands an LZB in 2017 im Vergleich zu 2016.  

 

Veränderung des ∅  

Bestands an LZB in % 
= ∅ Bestand an LZB 2017 (Jan. bis Dez. 2017) 

-1 
∅ Bestand an LZB 2016 (Jan. bis Dez. 2016) 
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